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			Rückhalt in Malwinen-Frage

			3. Gipfel der südamerikanischen und arabischen Staaten
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			Eine traditionelle Tanzeinlage beim Gipfel in Lima. (Foto: AP)

			Lima (mc/dpa) – Für Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner war der Kurzausflug am Dienstag zum 3. Gipfeltreffen der südamerikanischen und arabischen Staaten in Lima deutlich angenehmer als ihre Dienstreise der Vorwoche zur UNO-Vollversammlung in New York: Weder „Cacerolazo“-Proteste auf offener Straße, noch kritische Studentenfragen beeinträchtigten die Stimmung der Staatschefin. Stattdessen konnte sich Cristina über den Rückhalt der Gipfelteilnehmer für Argentinien in der Malwinen-Frage freuen.

			In ihrer Abschlusserklärung forderten die 32 Staaten der Unasur und der Arabischen Liga gemeinsam Großbritannien auf, endlich die Souveränitätsrechte über die abgelegene Inselgruppe im Südatlantik neu zu verhandeln. Zudem plädierten sie für die Anerkennung eines unabhängigen Staates Palästina, sprachen sich gegen die Verbreitung von Atomwaffen aus und verurteilten die Anwendung von Gewalt im internen Konflikt in Syrien.

			Cristina, die sich insgesamt nur 15 Stunden in der peruanischen Hauptstadt aufhielt, zog in ihrer Rede Parallelen zwischen dem Nahostkonflikt und dem Streit um die Malwinen. In beiden Fällen würden Resolutionen nicht umgesetzt: Hier stelle sich Großbritannien über die Entschließungen der Vereinten Nationen, dort tue Israel das Gleiche. Cristina sprach von „zweierlei Maß“, und dass sich bestimmte Länder einfach über UNO-Beschlüsse hinwegsetzen dürften. Argentinien könne das Anliegen der Palästinenser gut verstehen: „Wir wissen, was die Besetzung von Territorium bedeutet.“ Kirchner sprach sich nachdrücklich für die Schaffung eines souveränen Palästinenserstaates aus. Dies käme der Durchschlagung eines „Gordischen Knotens“ gleich - für den Nahostkonflikt, aber auch für den Frieden in der Welt insgesamt.

			Die Präsidentin ging in ihrer Rede auch auf die globale wirtschaftliche Situation ein: „Wir haben es mit einer Krise zu tun, die sich weder kurz- noch mittelfristig lösen lässt.“ Das Krisenmanagement der Industrieländer kritisierte sie scharf: Diese hätten, indem sie auf Einsparungen anstatt auf Wachstum setzten, die Situation nur verschlimmert. Das habe auch negative Auswirkungen auf die Schwellenländer, die sich im rückläufigen Wachstum zeige: „Wenn keine Arbeitsaufträge da sind und Fabriken schließen, wird auch die Nachfrage nach Erdöl und Erdgas geringer werden“, sagte Cristina gerade auch mit Blick auf die arabischen Vertreter. 

			Von den 22 Mitgliedern der Arabischen Liga waren al- lerdings nur vier durch ihre Staatschefs vertreten, während die Präsidenten von neun der zehn Unasur-Staaten anwesend waren. Beide Staatenblöcke haben seit ihrem ersten Gipfel 2005 den Handelsaustausch von 10,9 auf 27,5 Milliarden Dollar gesteigert. Das nächste Treffen soll 2015 in Saudi-Arabien stattfinden.

			Der Gipfel in Lima hatte für Kirchner auch einen kleinen Lerneffekt am Rande: Sie stellte fest, dass die in Argentinien so beliebte Süßware Alfajor tatsächlich arabische Wurzeln hat. „Dabei war ich wirklich davon überzeugt, dass es eine argentinische Erfindung ist“, bekannte Cristina. Erst ein bei der Konferenz gezeigter Film über Gemeinsamkeiten zwischen arabischer und südamerikanischer Kultur habe ihr die Augen bezüglich der Herkunft des beliebten Gebäcks geöffnet.
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			Aufstand der Uniformierten

			Lohnkonflikt mit Küstenwache und kasernierter Polizei

			Buenos Aires (AT/mc) – Wütende und unzufriedene Streitkräfte – das löst bei nicht wenigen Argentiniern unliebsame Bilder und Erinnerungen an Militärputsch und Diktatur aus. So schlimm ist die Lage derzeit zwar noch nicht. Aber die jüngsten Proteste und Arbeitsniederlegungen der Küstenwache (Prefectura), der kasernierten Polizei (Gendarmería) sowie Teilen der Marine (Armada), die sich in dieser Woche in Buenos Aires und anderen Städten des Landes ereigneten, sind auch nicht zu unterschätzen. 

			Im Kern geht es um einen Lohnkonflikt, der sich an einem Dekret (Nr. 1307) entzündete. Durch dieses sollten abgabefreie Sonderzahlungen abgeschafft werden, was gerade für die unteren Gehaltsgruppen der Streitkräfte empfindliche Einbußen in Höhe von 30 bis 60 Prozent des bisherigen Lohns bedeutet hätte. Der Aufschrei war entsprechend laut. Erst „meuterte“ die Küstenwache, dann schlossen sich die Gendarmería und auch einige Marinesoldaten den Protesten an. Vor den Gebäuden der Küstenwache in Puerto Madero und La Boca sowie dem Gendarmería-Komplex „Centinela“ in Retiro kam es am Mittwoch zu Kundgebungen unter freiem Himmel.

			Die Nationalregierung sah sich zum raschen Handeln veranlasst: Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina kündigte an, das Dekret rückgängig zu machen und die Gehälter weiter im bisherigen Umfang zu zahlen. Mit Blick auf die protestierenden Uniformträger sprach Abal Medina von „Bildern, die an die argentinische Vergangenheit erinnern und die wir nie wieder sehen wollen“.

			Das umstrittene Dekret ist zwar von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner unterschrieben. Doch die Nationalregierung sieht die Verantwortung offenbar ausschließlich bei den hohen Befehlshabern. Diese hätten die Verordnung mit dem Ziel manipuliert, sich ihre Einkünfte zu sichern, meinte der Kabinettschef. Die personellen Konsequenzen, die  Sicherheitsministerin Nilda Garré bekanntgab, folgten auf dem Fuße: Bei der Küstenwache wird Oscar Arce durch Luis Heiler ersetzt, bei der kasernierten Polizei Héctor Bernabé Schenone durch Enrique Alberto Zach. 

			Der Konflikt ist damit aber noch nicht vorbei. In der Nacht zum Donnerstag präsentierten Vertreter von Küstenwache und kasernierter Polizei bei Sicherheitsstaatssekretär Sergio Berni ihre Forderungen. Dazu gehören ein monatliches Mindestgehalt von 7000 Pesos und die Zusicherung, dass die Streik- und Protestmaßnahmen keine disziplinarischen oder strafrechtlichen Konsequenzen nach sich ziehen. Berni erklärte, bis Dienstag nicht über das Anliegen befinden zu wollen. Die Situation bleibt vorerst angespannt.
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			„Cepo ist Medienerfindung“

			Präsidentin hält Berichterstattung zu Devisenverboten für falsch
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			Cristina verteidigte ihre Devisenpolitik. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Auf Deutsch bedeutet das spanische Wort „cepo“ soviel wie Block. Ein für Bestrafungszwecke geschaffenes Folterinstrument aus Holz, das bis in die Neuzeit hinein verwendet wurde. Es hatte mehrere Löcher, durch die ein Verurteilter seine Hände und den Hals oder seine Beine stecken musste. Dort musste der Delinquent je nach Länge seiner Strafe verharren. 

			In der argentinischen Gegenwart wird das Wort „cepo“ von den Medien benutzt, um die scharfen Devisenrestriktionen der Nationalregierung zu bezeichnen. Sehr zum Ärger von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Ihrer Meinung nach gibt der Begriff die Wirklichkeit nicht wieder: „Das ist eine Fantasiebezeichnung, die mit der Realitität nichts zu tun hat“, so die Staatschefin am Montag in der Casa Rosada. Den Medienvertretern empfahl sie, eine andere Formulierung für die Berichterstattung über die Devisenbeschränkungen zu suchen.

			Cristina erläuterte ihre Position mit dem Hinweis darauf, dass ein Block („cepo“) Inbegriff der Unbeweglichkeit sei. Dies könne man mit Blick auf die Devisensituation in Argentinien aber nicht behaupten: „Von Januar bis heute musste die Zentralbank fast 80 Milliarden Dollar auszahlen.“ 60 Prozent davon seien für die Bezahlung von Importen bestimmt gewesen.

			Im Übrigen habe sie bei ihrem jüngsten Aufenthalt in New York nicht wenige Argentinier gesehen. Das zeige doch, dass ihre Landsleute weiterhin reisen und im Ausland studieren könnten – und das in „absoluter Freiheit“, so die Präsidentin augenzwinkernd. Vom derzeit herrschenden Totalverbot des Devisenkaufs für persönliche Sparzwecke sprach sie indes nicht.

			Die Kontroll- und Verbotsmaßnahmen ihrer Regierung rechtfertigte sie damit, dass Argentinien in Sachen Devisen nicht länger eine Art „Schlaraffenland“ sein dürfe, in dem es bis vor Kurzem noch möglich gewesen sei, zwei Millionen Dollar pro Monat zu kaufen, ohne über den Verwendungszweck Auskunft geben zu müssen. Von dieser Möglichkeit machte beispielsweise auch Cristinas verstorbener Ehemann Néstor Kirchner Gebrauch, als er im Oktober 2008 zwei Millionen Dollar für den Kauf eines Hotels in Calafate erwarb.

			Die Präsidentin monierte, dass es derart großzügige Regelungen in keinem anderen Land der Welt gebe. Zudem kritisierte sie die Devisenflucht, die im Vorjahr nach ihrem Erfolg im ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen zu verzeichnen gewesen war.
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			Die Woche in Argentinien

			Caló gewählt

			Die Spaltung des peronistischen Gewerkschaftsdachverbandes CGT schreitet immer weiter voran. Erst ließ sich im Juli Regierungsgegner Hugo Moyano in seinem Posten als CGT-Boss bestätigen. Am vorigen Mittwoch kürten nun aber auch diejenigen CGT-Mitglieder, die mit Moyanos Oppositionskurs nicht einverstanden sind, mit Antonio Caló ihren eigenen Vorsitzenden. Rund 1400 Delegierten im Stadion der Sanitärarbeiter votierten für den Chef der Metallarbeitergewerkschaft UOM. Caló kündigte in seiner Rede an, das gegenwärtige „Regierungsmodell“ grundsätzlich verteidigen zu wollen, da dieses die Interessen der Arbeiter schütze. Allerdings werde er auch nicht zögern, Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner auf mögliche Fehler hinzuweisen. Caló bekam gleich an seinem Antrittstag zu spüren, wie schwierig es sein kann, regierungstreuer Gewerkschaftsführer zu sein: So erklärte er sich zunächst solidarisch mit den streikenden Streitkräften von Küstenwache und kasernierter Polizei (siehe links). Dann aber distanzierte sich Caló mit dem Hinweis, dass er mit den Arbeitskampfmethoden der Uniformierten nicht einverstanden sei.

			Cristina weniger beliebt

			Vor knapp einem Jahr wurde Cristina Fernández de Kirchner noch mit 54 Prozent der Stimmen als Präsidentin wiedergewählt. Seitdem sind die Zustimmungswerte, die die Staatschefin in der argentinischen Bevölkerung hat, indes rapide gesunken. Zu diesem Ergebnis jedenfalls kommt eine Umfrage der Agentur „Management & Fit“. Demnach sind nur noch 30,6 Prozent der Befragten mit der Politik Kirchners einverstanden. 60,6 Prozent hingegen sind damit nicht zufrieden. Im vorigen Februar sah dies noch ganz anders aus: Damals waren noch 52,2 Prozent zufrieden und nur 35,8 Prozent hatten eine negative Meinung zur Politik der Kirchner-Regierung. Ein ähnlicher Trend lässt sich mit Blick auf das persönliche Ansehen der Präsidentin feststellen. Hatten im Februar noch 59,1 Prozent ein positives Bild von Cristina, sind es jetzt nur noch 24,3 Prozent. Ein schlechtes Bild von ihr haben mittlerweile hingegen schon 43 Prozent. Im Februar waren es nur 22,5 Prozent. Viele Leute seien mit der „Radikalisierung von Kirchners Regierungsmodell“ nicht einverstanden, interpretierte die für die Umfrage verantwortliche Mariel Fornoni die Zahlen.

			Lanata in New York

			Einst gehörte Jorge Lanata zu den Mitgründern der linksintellektuellen Zeitung „Página/12“. Heute arbeitet der vollbärtige Journalist für die „Clarín“-Gruppe, die sich seit Jahren einen Kleinkrieg mit der Nationalregierung liefert. Mit seinem TV-Programm „Journalismus für alle“, das auf dem „Clarín“-Sender „Canal 13“ ausgestrahlt wird, hat Lanata mittlerweile eine Art Kultstatus erlangt. Am Sonntagabend beispielsweise schaffte er die Spitzenquote von 19,1 Prozent und verwies die beliebte Talentshow „La Voz Argentina“ (17 %) auf Platz zwei. Lanata begab sich dabei in New York auf die Spuren von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, die dort anlässlich der UNO-Vollversammlung weilte. Lanata präsentierte die Edel-Geschäfte, in denen die Präsidentin bei New-York-Aufenthalten einzukaufen pflegt, sowie die Suite im Luxushotel „Mandarin“, in der Cristina logierte. In Zeiten, in denen die Präsidentin ihren Bürgern Devisenbeschränkungen aufbürdet, dürfte das sicher manchen TV-Zuschauer verärgert haben. Zudem sprach Lanata noch mit einigen Studenten der Universitäten Harvard und Georgetown, die der Staatschefin kritische Fragen gestellt hatten. Beispielsweise wie es möglich gewesen sei, dass die Präsidentin ihr Vermögen in den vergangenen neun Jahren um 900 Prozent habe vermehren können.

			Sabbatella an AFSCA-Spitze

			Martín Sabbatella ist neuer Chef der Kommunikationsbehörde AFSCA. Der 42-jährige Kongressabgeordnete wurde am Montag von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner in der Casa Rosada offiziell in sein neues Amt eingeführt. Sabbatella, der zehn Jahre als Bürgermeister von Morón (Provinz Buenos Aires) fungierte, folgt an der AFSCA-Spitze auf Santiago Aragón, der überraschend von seinem Posten abberufen wurde. Sabbatellas größte Herausforderung ist die Umsetzung des 2009 verabschiedeten Mediengesetzes, mit dem die Regierung Monopolbildungen in der Medienlandschaft unterbinden will. Zur Nagelprobe dürfte es am 7. Dezember kommen. Dann nämlich läuft für die „Clarín“-Gruppe eine Schonfrist zur Anwendung des Gesetzes ab, die der Medienkonzern gerichtlich erwirkt hatte. Dem Unternehmen droht der Verlust zahlreicher Sendelizenzen. Sabbatella, der als treuer Gefolgsmann der Präsidentin gilt, kündigte an, er werde das Gesetz „ohne jede Ausnahme und Privilegierung“ umsetzen. Cristina bezeichnete es als „harte, aber ehrenvolle Aufgabe, die Medienlandschaft zu demokratisieren“. Im Kampf zwischen Regierung und „Clarín“ stehen heiße Monate bevor.

			„Libertad“ beschlagnahmt 

			Der US-Hedgefonds Elliott Associates hat im Streit um die Rückzahlung von Anleiheschulden laut einem Bericht das argentinische Marineschiff „Libertad“ in Ghana beschlagnahmen lassen. Wie die britische „Financial Times“ (FT) berichtete, stellte ein ghanaisches Gericht das mit 200 Besatzungsmitgliedern besetzte Segelschiff  per einstweiliger Verfügung unter Arrest. Der Schritt sei auf Antrag der Elliott-Tochter NML Capital erfolgt. Das argentinische Außenministerium bestätigte den Bericht. Der vom US-Millionär Paul Singer betriebene New Yorker Hedgefonds will Anleiheschulden aus dem Jahr 2001 eintreiben. Elliott gilt als Profi, wenn es um langjährige juristische Scharmützel mit zahlungsunwilligen Regierungen geht. Argentinien hatte sich vor zwölf Jahren bankrott erklärt und den Zahlungsdienst gegen- über seinen Gläubigern eingestellt. Laut „FT“ ging es um einen Gesamtbetrag von etwa 100 Milliarden Dollar. Davon seien zwischen 2005 und 2010 ungefähr 93 Prozent umgeschuldet worden. Gläubiger sollen im Rahmen dieser Deals lediglich 30 Prozent ihrer Forderungen erhalten haben. Elliott zähle zu einer Reihe von Investoren, die sich an diesem Schuldenschnitt nicht beteiligt hätten. Sie versuchten, auf dem Rechtsweg die volle Rückzahlung durchzusetzen. (AT/mc/dpa)
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			Regierungspropaganda

			Ähnlich wie während der ersten beiden Regierungsperioden von General Juan Domingo Perón (1946-1955), befleißigen sich beide Kirchnerregierungen (2003-2012) um eine besonders intensive Regierungspropaganda. Damals wurde die Zeitung „La Prensa“ konfisziert und der Gewerkschaftszentrale übergeben, womit sie ihre Leserschaft verlor und ihre Kleinanzeigen an „Clarín“ übergingen. Leserschaft und Kunden gingen damals wie heute andere Wege und entschieden ihre Vorliebe für Zeitungen als Lesestoff und Anzeigenwirkung nach eigenen Ansichten, anders als die der obwaltenden Regierung. 

			Ein ähnliches Panorama bietet die gegenwärtige Regierungspolitik in Sachen Propaganda. Der deutliche Populismus, den die Regierung betreibt, bemüht sich intensiv um die Meinungsbildung, indem zahlreiche Zeitungen und Zeitschriften sowie Fernsehen und Hörfunk mit staatlichen Anzeigen finanziert werden, als ob sie auch die Gunst der Leserschaft, Zuschauer und -hörer genießen würden, was entschieden nicht der Fall ist.

			Im Haushalt sind für 2012 knapp über 600 Millionen Pesos für staatliche Anzeigen vermerkt. Private Beobachter gehen indessen davon aus, dass die gesamten Etatposten für diesen Zweck mehr als eine Milliarde Pesos ausmachen. Die Exekutive hat die Vergabe von Anzeigen dem Kabinettschef Juan Manuel Abal Medina unterstellt, doch andere Staatsstellen agieren daneben auf eigene Rechnung.

			Würde es der Regierung nur darum gehen, dass ihre Mitteilungen über die Regierungsleistungen und geplante sowie laufende Maßnahmen etwa proportionell zu den  Auflagen der Printmedien bzw. geschätzten Einschaltquoten  Fernsehen und Höhrfunk zugeschlagen werden, dann würden die tatsächlichen Beträge deutlich anders aussehen, als sie derzeit angegeben werden.

			Nicht die Auflagen und Einschaltquoten bestimmen die Verteilung der Regierungsanzeigen in allen Medien, sondern wie weiland unter Perón ihre Hörigkeit. Regierungsfreundliche Zeitungen wie „Página 12“ ($ 36 Millionen), „BAE“, „Ambito Financiero“ mit „Buenos Aires Herald“ ($ 32 Millionen), Blätter der Verleger José Luis Manzano und Daniel Vila ($ 53 Millionen) sowie von Sergio Szpolski wie „Tiempo Argentino“ ($ 52 Millionen) werden hierbei im Vergleich zu den auflagenstärksten „Clarín“ ($ 1,3 Millionen) und „La Nación“ ($ 184.000) deutlich begünstigt, denen die Regierung nur geringe Zuwendungen für Propaganda zuschanzt. Ohne diese Subventionen ging die subventionierten Zeitungen ein, während „Clarín“ und „La Nación“ mühelos weiter bestehen würden. Ihre Leser, soweit sie sich für die Politik interessieren, schätzen kritische Artikel, die die Dinge anders auslegen als die Regierungspropaganda.

			Die Regierung bemüht sich zudem seit 2009 um das staatliche Fernsehen der Fußballspiele der ersten Liga. Anfangs hieß es, dass diese Sendungen mit privaten Anzeigen finanziert werden würden, wie es vor der Verstaatlichung der Sendungen der Fall war. Doch diese Entscheidung wurde bald fallen gelassen. Nur Regierungsanzeigen werden den Fußballfans geboten, die die Spiele anschauen und zwischendurch der Propaganda ausgeliefert sind. 

			Indessen ist die Regierung gegen die Einstellung der Leser, Zuschauer und Hörer machtlos, die kritische Analysen und Kommentare bevorzugen, anstatt nur eintönige Propaganda über sich ergehen lassen zu müssen. Offenbar sind die Argentinier intelligenter als es die Regierung annimmt.
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			Der Kandidat

			Von Stefan Kuhn

			Noch ein Jahr bis zu den Bundestagswahlen, und die SPD präsentiert ihren Kanzlerkandidaten. Natürlich war die Personalie Peer Steinbrück die wahrscheinlichste Option. In der Troika Steinbrück, dem Parteivorsitzenden Sigmar Gabriel und dem Fraktionsvorsitzenden Frank-Walter Steinmeier wird man sich wohl schon lange einig gewesen sein, wollte aber die Bekanntgabe bis ins nächste Jahr verschieben, um den Kandidaten nicht einem einjährigen Wahlkampf auszusetzen.

			Steinmeier, bis 2009 Bundesaußenminister und Vizekanzler unter Angela Merkel, macht als Fraktionschef der SPD einen guten Job, hat als Außenminister noch bessere Arbeit geleistet, schleppt jedoch die Bürde mit sich herum, vor drei Jahren gegen Merkel verloren und dabei das schlechteste SPD-Ergebnis bei Bundestagswahlen eingefahren zu haben. Sigmar Gabriel hat als Parteichef zwar traditionell das erste Zugriffsrecht auf die Kandidatur, weiß aber selber, dass er die wenigsten Chancen im Duell gegen die Bundeskanzlerin hätte. Außerhalb seiner Partei genießt der bisweilen nassforsch auftretende SPD-Chef kaum Unterstützung, und auch unter den Sozialdemokraten hat er viele Kritiker. Bleibt also Steinbrück. Im ersten Kabinett Merkel, von 2005 bis 2009, war er Finanzminister und einer der Stars im Kabinett. Zudem hat Steinbrück die Unterstützung des früheren SPD-Kanzlers Helmut Schmidt, der in Deutschland als moralische Autorität gilt.

			Alle drei Kandidaten konnten Regierungsverantwortung vorweisen. Sie waren Bundesminister unter Kanzlerin Merkel. Steinbrück und Gabriel waren zudem Ministerpräsidenten in Nordrhein-Westfalen bzw. Niedersachsen, doch auch sie haben wie Steinmeier noch nie eine Wahl gewonnen. Steinbrück hat mit seiner Niederlage bei den Landtagswahlen 2005 in NRW indirekt sogar das Ende der rot-grünen Koalition in Berlin eingeleitet. Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) entschloss sich damals, seine Politik der sozialen Einschnitte in vorgezogenen Neuwahlen einem Plebiszit zu unterziehen. Er unterlag der CDU-Spitzenkandidatin Angela Merkel äußerst knapp. Es kam zu einer großen Koalition von CDU/CSU und SPD.

			Chancenlos ist Steinbrück gegen die amtierende Kanzlerin nicht. Was die Beliebtheit angeht, liegt er zwar noch deutlich hinter Merkel, aber er hat aufgeholt. Inzwischen wollen ihn 34 Prozent gerne als Kanzler sehen und Merkel 46 Prozent. Bis vergangenen Donnerstag lag die Kanzlerin noch mit 50:29 vorne. Auch die SPD konnte in der jüngsten Umfrage Boden gutmachen. Sie käme derzeit auf 29, die Union auf 35 Prozent. Kanzler wäre Steinbrück bei diesem Wahlergebnis allerdings nicht, denn die Grünen liegen bei 12 Prozent, Linke und Piraten bei 8 bzw. 7 Prozent, und die FDP (4%) würde nicht in den Bundestag einziehen. Bei solch einem Wahlergebnis käme nur eine große Koalition oder ein schwarz-grünes Bündnis zustande. Sowohl SPD als auch Grüne lehnen dies ab.

			Bis zu den Wahlen wird sich zwar noch viel ändern, aber Angela Merkel wird einen schweren Stand haben. In den letzten Wochen lagen die Unionsparteien bis zur jüngsten Umfrage zwar wieder vor Rot-Grün, aber mit dem Einzug von Linken und Piraten käme keines der beiden Lager auf eine absolute Mehrheit. Die Kanzlerin kann eigentlich nur darauf hoffen, dass sich die Piraten in den nächsten zwölf Monaten selbst entzaubern und die FDP ihren Abwärtstrend stoppt. Unwahrscheinlich ist das nicht, bloß in den Umfragen schlägt sich dieser Trend noch nicht nieder. Koalitionstechnisch ist Steinbrück ein wenig im Vorteil. CDU/CSU und FDP müssen eine eigene Mehrheit im Bundestag schaffen, denn mit ihnen will keiner. Die SPD hat zumindest noch die Chance auf eine Ampelkoalition mit Grünen und FDP. Und auch wenn das jetzt noch undenkbar ist, selbst zwischen Sozialdemokraten, Grünen und Piraten gibt es Berührungspunkte.
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			Randglossen

			Der Spaltpilz tobte sich früher unter den politischen Parteien aus, indem Dissidenten absprangen und zahllose kleine Parteien entstanden, anstatt die großen Parteien zu unterstützen. Neuerdings lässt sich der Spaltpilz im Gewerkschaftswesen nieder. Zunächst wurde die zur offiziellen CGT abgespaltene Gewerkschaftszentrale CNA der Lehrer und Beamten nochmals gespalten und dieser Tage besagter Gewerkschaftsbund. CGT-Boss Hugo Moyano, weiland Alliierter der Kirchnerregierungen und derzeit ihr Gegner, musste zuschauen, wie sich ein neuer Bund abspaltete, der regierungshörig ist. Metallgewerkschafter Antonio Caló wurde mit ihrer Führung betraut, nachdem sich eine andere Gruppe, die sich selber “blauweiß” nennt, ebenfalls abgespalten hatte. Zwei CGT, zwei CNA und die Blauweißen tummeln sich nun im Felde der Spìtzengewerkschaften, als ob fünf Gewerkschaftsführer besser als nur einer agieren könnten. Allesamt bemühen sich um Macht und Geld für die eigenen Taschen.

			Die vor zwanzig Jahren eingeführte Methode, Lohn- und Gehaltszulagen als nicht steuerpflichtig, Spanisch „no remunerativo“, zu kaschieren, indem Sozialabgaben verschwinden wie bei echt schwarzen Löhnen, hat neuerdings ihr Opfer gefordert. Grenzschützer, hierzulande Gendarmen genannt, und die Küstenwache, genannt Marinepräfektur, beide zusammen mit der Flughafenpolizei als Sicherheitskräfte bekannt, revoltierten, als die Regierung einige Gehaltsprivilegien jener illegalen Lohnkategorie, die die Gerichte nicht anerkennen, kürzte und in der Folge die Gehälter schrumpften. Als Ergebnis meuterten Sicherheitskräfte, was bisher nie vorgekommen war, stellten Gehaltsforderungen wie Gewerkschafter und nötigten die Regierung, zunächst alles wie bisher zu belassen, derweil die Gehaltsanteile, die keinen Sozialabgaben ausgesetzt sind, munter weiter bestehen und die Regierung nicht weiß, wie sie diesen Fluch ihrer bösen Tat los werden kann. 

			Barack Obama hat Mitt Romney kräftig zugesetzt. Der republikanische Präsidentschaftskandidat kam ins Stottern, die Debatte wurde unterbrochen, Spin-Doktoren kamen dem Angeschlagenen zu Hilfe, wiesen ihm den Weg zu den richtigen Antworten. Nein, Sie sind nicht im falschen Film. Obama ist nicht Obama, sondern Rob Portman, ein konservativer Senator aus Ohio, der für Romney als Sparringpartner den Obama gab. Wochenlang hat Romney für das erste TV-Duell gegen Obama trainiert. Er hat den rhetorisch brillanten Präsidenten dann auch rhetorisch geschlagen. Millionen haben einen genervten, bisweilen oberlehrerhaften Präsidenten gesehen, der seinen Herausforderer überhaupt nicht angegriffen hat. Vielleicht war das ja der Plan des Obama-Lagers. Man kann allerdings davon ausgehen, dass Romney gegen Portman einen schwereren Stand gehabt hat.

			Der Preis ist undotiert, war aber dennoch renommiert. Zu den Trägern des seit 2003 am Tag der Deutschen Einheit verliehenen Quadriga-Preises gehören unter anderen Michail Gorbatschow, Shimon Peres, Helmut Kohl, Gerhard Schröder, Václav Havel und Jean-Claude Juncker. Er wird in mehreren Kategorien, auch Kunst oder soziales Engagement vergeben. Letztes Jahr sollte Wladimir Putin ausgezeichnet werden. Es gab Proteste, weil Preisträger und Menschenrechte nicht gerade kompatibel waren. Putin sagte ab, die Preisverleihung wurde abgesagt. Eine schlechte Entscheidung, denn er war nicht der einzige Preisträger. Auch dieses Jahr fiel die Verleihung aus, und das ist eine gute Entscheidung, denn zu den bisher Geehrten gehören nicht nur respektierte Politiker. Warum Recep Tayyip Erdoan, Hamid Karzai oder Giorgos Papandreu preiswürdig waren, weiß vermutlich nur die Jury. Vielleicht konnte die sich dieses Jahr nicht zwischen Baschir al-Assad und Mahmud Ahmadinedschad entscheiden.

			

		

	
		
			Ausflüge & Reisen
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			Bieckerts schäumendes Bier

			Von Marlú Kirbus
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			Bier besteht aus Flüssigkeit und viel Schaum.

			Emil oder Emile Bieckert stammte aus dem Elsass und soll Baron gewesen sein. Um 1860 wanderte er nach Argentinien aus, wo es sein Vetter Bernardo Ader durch Grundstücksspekulationen in Villa Adelina zu einem Vermögen gebracht hatte. Dort erinnert noch die berühmte Torre Ader an ihn.

			Zunächst errichtete Bieckert eine Eisfabrik, die erste in Argentinien. Bis dahin wurde Stangeneis aus den USA und Italien in speziell ausgerüsteten Kühlschiffen herangeschafft und im Keller des alten Teatro Colón an der Plaza de Mayo (am Ort der heutigen Banco de la Nación) eingelagert, wo bis zu tausend Tonnen gestapelt werden konnten.

			Der Erfolg dieser ersten Eisfabrik war enorm, es ermöglichte den von Wärme geplagten Porteños, sommers nach Herzenslust Speiseeis, vor allem Vanille und Zitrone, zu schlotzen.

			Als zweiten Schritt gründete Bieckert eine Bierschwemme in der Nähe von Retiro, und dann, um 1880, eine Bierbrauerei, ebenfalls die erste Argentiniens. Bald überstieg die Nachfrage die Produktionskapazität dieses Brauhauses, und so errichtete Bieckert Ende der 1880er Jahre eine große Industriebrauerei im südlichen Vorort Llavallol, noch bevor der aus Köln stammende Otto Bemberg in Quilmes eine weitere Großbrauerei ins Leben rief.

			Was den allerwenigsten bekannt sein dürfte: der Geschäftserfolg Bieckerts bestand darin, dass er den Besitzern der Biergärten einbläute, die Gläser gründlich zu spülen, so dass kein Fleckchen Fett daran haften blieb. Nicht einmal ein Fingerabdruck durfte innen am Glas zurückbleiben, denn nur dann und so entwickelte das Gebräu viel Schaum. Und der Schaum ist bekanntlich der eigentliche Verdienst der Schankwirte.

			Neben dem klassischen Seidel mit Henkel führte Bieckert den aus der Provinz Santa Fe stammenden Cívico ein, ein schmales, hohes Glas, in Deutschland Kölner Stange oder Kölschglas genannt, in dem die Blume noch höher als im Krug aufschäumen konnte. War’s des Guten zu viel, protestierte der Gast wegen des vorgesetzten “Saavedra Lamas”, eine Anspielung auf den argentinischen Außenminister und Nobelpreisträger (1936, wegen seiner Vermittlungstätigkeit im Chaco-Krieg), der stets einen hohen, weißen Stehkragen bzw. Vatermörder trug.

			In den 1960er Jahren erhielt der Buchstabe K im Schriftzug Bieckert die Form des Obelisken an der Plaza de la República.

			Nur eines konnte Bieckert nicht durchsetzen: In Deutschland muss das frisch gezapfte Bier eine Temperatur von sechs Grad aufweisen, damit das Aroma voll zur Geltung kommt und es gleichzeitig erquickend wirkt. Im Subtropenland Argentinien hingegen wird Bier als reines Erfrischungsgetränk genossen und deshalb deutlich kühler, fast eiskalt serviert.

			Kaum bekannt ist ferner, dass Bieckert aus seiner Heimat dreizehn Käfige mit Spatzen (Passer domesticus) einführte und hier freiließ, was allgemein Domingo Faustino Sarmiento zugeschrieben wird, der von 1868 bis 1874 Staatspräsident war.

			Und ebenso, dass 1891 das historische Theater Odeon an der Corrientes Ecke Esmeralda von Bieckert gebaut wurde. Die Initiative war nicht ganz uneigennützig. Während unten an der Calle Esmeralda das Schauspielhaus funktionierte, befand sich in den oberen zwei Stockwerken das Royal Hotel, und an der Ecke mit Corrientes der Royal Keller, ein Bierlokal, in dem vornehmlich - was denn sonst - Bieckert ausgeschenkt wurde. Das vom deutschen Architekten Ferdinand Moog entworfene Gebäude wurde um 1990 abgerissen.
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			„In Freundschaft verbunden“

			Deutsche Gemeinschaft in Argentinien feierte Tag der Deutschen Einheit
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			Die deutschen Schulen waren auf der Plaza Alemania stark vertreten. (Foto: lf)

			Buenos Aires (AT/SF/lf/mc) - Ein buntes Bild mit vielen jungen Gesichtern: Am Deutschen Brunnen auf der Plaza Alemania in Buenos Aires fand am Mittwochvormittag die Feier der deutsch-argentinischen Gemeinschaft zum 22. Jahrestag der Deutschen Einheit statt. Besonders stark vertreten waren die deutschen Schulen, die ihre Fahnenträger mit den deutschen und argentinischen sowie den Schul-Fahnen und jeweils einer kleinen Schülerabordnung geschickt hatten. Auch die Schulvorstände und Direktorinnen und Direktoren waren mit von der Partie.

			Mitglieder der deutschen Gemeinschaft in Buenos Aires hatten sich zahlreich eingefunden. Außerdem waren in diesem Jahr besonders viele Abgesandte von diplomatischen Vertretungen anderer Länder in Argentinien anwesend, um Deutschland zu würdigen.

			Nach dem Singen der argentinischen und der deutschen Nationalhymne wurden auf der Ehrentribüne der Botschafter der Bundesrepublik Deutschland, Bernhard Graf von Waldersee, der stellvertretende Vorsitzende des Dachverbandes der deutsch-argentinischen Gemeinschaften (FAAG), Rudolf Hepe, Honoratioren der deutschen Vereine sowie Vertreter der Stadt Buenos Aires und der Nationalregierung begrüßt - und ganz besonders auch Dr. Roberto T. Alemann, der Direktor des Argentinischen Tageblatts.

			Rudolf Hepe hieß in seiner kurzen Ansprache alle herzlich willkommen. Die Feier zum Tag der Deutschen Einheit sei für die deutsche Gemeinschaft in Argentinien ein Zeichen der Zugehörigkeit. “Zwei Millionen Menschen mit deutschen Wurzeln leben hier im Land”, rief Hepe in Erinnerung. Bei den friedlichen Protesten in der ehemaligen DDR riefen die Menschen “Wir sind ein Volk”. Dieses Gemeinschaftsgefühl habe zum Fall der Mauer vor 23 Jahren geführt und dazu, “dass wir alle hier seit 22 Jahren den Tag der Deutschen Einheit feiern”. “Diese Zugehörigkeit lässt sich nicht messen, nur fühlen”, sagte Hepe.

			Der deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee hob bei seiner Begrüßungsansprache besonders auch die Militärkapelle des Patrizierregiments hervor, die der Veranstaltung einen “so schönen Rahmen” gebe. In sehr gutem Spanisch sprach der neue deutsche Chefdiplomat, der erst seit einem Monat im Lande ist, besonders die zahlreich anwesenden Jugendlichen an. Die Menge der auf dem Platz anwesenden Gäste zeige, wie eng Argentinien und Deutschland miteinander verbunden seien, und die vielen jungen Gesichter gäben Hoffnung, dass diese Verbindung auch in der Zukunft Bestand hat, als “eine Gemeinschaft, die sich gegenseitig hilft und in Freundschaft verbunden ist”.

			Da besonders Begegnung und Verständigung untereinander dazu beitragen, dankte er den Schülern der deutschen Schulen für ihren großen Beitrag zu den deutsch-argentinischen Beziehungen und legte ihnen die Chancen eines binationalen Studiums ans Herz. Denn “es kann keine Freundschaft ohne Austausch geben“.

			[image: einheit3.jpg]

			Bei der Ansprache des Botschafters am Deutschen Brunnen lauschten u.a. Dr. Roberto T. Alemann (vorne li.) und Rudolf Hepe (vorne re.). (Foto: lf)

			Anschließend ehrte er gemeinsam mit Adele Späth, der stellvertretenden Schriftführerin der FAAG, die Generation, die diese Freundschaft seit Jahren pflegt. Den Deutschen, die vor 50 oder mehr Jahren nach Argentinien eingewandert sind und sich besonders um die deutsch-argentinische Freundschaft verdient gemacht haben, wurden feierlich Erinnerungs-Urkunden verliehen. Über die Ehrungen freuten sich Sigurd Baldauf-Rümmler, Ursula Jöst, Horst Jung, Ruth Knuth, Peter Knuth, Irmgard Marzik, Heribert Neubrander und Mariana Röske.

			Abschluss der bunten Feierlichkeit am Deutschen Brunnen war der wohlgeordnete Abzug der Schülerdelegationen, begleitet von einem Ständchen des Patrizierregiments. Viele posierten noch für Fotos und hielten stolz die argentinische und deutsche Flaggen nebeneinander in die Kameras. Die Jugendlichen feiern in diesem Moment mehr als die Einheit Deutschlands: Sie feiern die Zusammengehörigkeit von Deutschland und Argentinien.

			Den zweiten Teil der offiziellen Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit in Buenos Aires stellte der traditionelle Empfang in der deutschen Botschaft im Stadtteil Belgrano dar, zu dem Botschafter von Waldersee und seine Gattin Katerina geladen hatten. Rund 800 Gäste aus Politik, Wirtschaft, Kultur, Diplomatie, Presse, Militär und gesellschaftlichen Verbänden nahmen die Gelegenheit wahr, um auf dem Gartengelände der deutschen Auslandsvertretung bei kulinarischer Landeskost und leichter Jazzmusik den historischen Tag zu feiern.
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			Bernhard Graf von Waldersee bei seiner Ansprache in der Botschaft. (Foto: mc)

			Nach dem gemeinsamen Singen der deutschen wie der argentinischen Hymnen nutzte Graf von Waldersee die Gelegenheit zu einer kurzen Ansprache. An sein jüngstes Grußwort im Argentinischen Tageblatt anknüpfend, wertete er den 3. Oktober als einen Tag, der für ihn jedes Jahr aufs Neue ein Tag der Freude sei. Im Zeichen von Freiheit und Demokratie sei es vor 22 Jahren gelungen, die staatliche Einheit Deutschlands herzustellen. Dies seien im Übrigen auch Grundwerte, die die Bundesrepublik und Argentinien teilten, so der neue deutsche Chefdiplomat am Río de la Plata.
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			Stadt Buenos Aires mit saftigen Steuererhöhungen

			Der Haushaltsvoranschlag der autonomen Stadt Buenos Aires für das Jahr 2013 sieht ein finanzielles Gleichgewicht vor, ohne Neuverschuldung, und mit einem primären Überschuss von $ 6,24 Mrd., zu welchem Zweck die einzelnen städtischen Steuern stark erhöht werden. Die gesamten Einnahmen werden auf $ 40,4 Mrd. geschätzt, 27,7% über dem im Budget 2012 vorgesehenen Betrag, aber nur 20% über den effektiven (geschätzten) Einnahmen dieses Jahres. Von den Einnahmen entfallen $ 36,97 Mrd. auf die Bruttoumsatzsteuer, $ 2,99 Mrd. auf die Immobiliensteuer (ABL), $ 2,15 Mrd. auf Kfz-Patente und $ 2,15 Mrd. auf die Stempelsteuer. Die Stadt erhält durch Beteiligung an nationalen Steuern $ 3,90 Mrd. und aus Kapitaleinnahmen $ 979 Mio. Man kann vorwegnehmen, dass die Steuereinnahmen schliesslich höher liegen werden, ebenso wie die Ausgaben, weil die Inflationsrate für 2013 im Haushaltsvoranschlag für 2013 mit nur 10,8% angegeben wurde.

			Halten wir bei den Steueränderungen fest:

			- Neue Automobile werden beim Erstverkauf mit einer Stempelsteuer von 1% belastet, und gebrauchte beim Verkauf mit einer von 3% (statt bisher 1,5%).

			- Der Satz der Steuer auf den Bruttoumsatz (“ingresos brutos”) wird für Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als $ 30 Mio. im Jahr allgemein von 4% auf 5% erhöht. Bei finanziellen Tätigkeiten, Versicherungen und Telefonie steigt der Satz von 4% auf 5%. Diese Steuer hat eine sehr starke Wirkung auf die Preise, da sie, im Gegensatz zur Mehrwertsteuer, bei jeder Etappe auf den vollen Verkaufswert berechnet wird, ohne Abzug der in den vorherigen Etappen gezahlten Steuer. Es ist eine verzerrende Steuer, bei der geraten wird, die Sätze niedrig zu halten. Diese Steuer fördert die vertikale Integration von Unternehmen, auch wenn sie wirtschaftlich nicht sinnvoll ist.

			- Bei der Immobiliensteuer (ABL, alumbrado, barrido y limpieza) wird die Bewertung, auf die die Steuer berechnet wird, um 23% angehoben. Der Satz bleibt dabei unverändert.

			Der Haushalt der Stadt Buenos Aires ist nach dem nationalen und dem der Provinz Buenos Aires der dritte an Bedeutung. Die Stadt ist mit Abstand der reichste Bezirk im Land, weist jedoch einen grossen Investitionsbedarf auf, und bietet mit seinen Hospitälern, zum Teil auch mit den Schulen, auch einen Dienst für Personen, die in Vororten wohnen. Ebenfalls reisen täglich viele Menschen zu ihrer Arbeit von der Provinz in die Stadt, was das Verkehrsnetz und die Strassen belastet.
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			Steuereinnahmen um 20,2% gestiegen

			Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, betrugen im September 2012 $ 57,37 Mrd., um 20,2% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In 9 Monaten 2012 waren es $ 496,78 Mrd., 25,3% mehr als im Vorjahr. Die Zunahme im Oktober liegt leicht unter der geschätzten Inflation und noch mehr unter der BIP-Steigerung zu laufenden Werten. Dies bestätigt die Abkühlung der Wirtschaft, die besonders bei dauerhaften Konsumgütern zum Ausdruck kommt, bei denen die Hinterziehung gering ist.

			Der Erlös der MwSt lag mit netto $ 16,79 Mrd. um 17,2% über dem Vorjahr, wobei die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer eine interanuelle Zunahme von 19,1% aufweist, und die vom Zollamt einbehaltene Steuer nur um 6,7% mehr ergab. Hier kommt die Importbehinderung deutlich zum Ausdruck. Die Rückzahlungen der MwSt (die schon in vorangehenden Etappen bezahlt wurde) an Exporteure erreichte nur $ 9,2 Mio. , gegen $ 300 Mio.  im Vorjahr. Auch wurden dieses Jahr im September überhaupt keine sogenannten “Rückerstattungen” (anderer Steuern) gezahlt, die reine Subventionen sind (die direkt von den Steuereinnahmen abgezogen werden), während es im Vorjahr $ 355 Mio.  waren. Das Ergebnis der Steuereinnahmen wurde auf diese Seite nach oben frisiert. Die Klage der Exporteure ist verständlich.

			Die Gewinnsteuer ergab $ 10,83 Mrd., um 25% mehr als im Vorjahr. Die Zunahme liegt hier gleichhoch wie die geschätzte Inflation, wobei es jedoch mehr sein sollten, einmal wegen der Tatsache, dass die Steuerbilanzen keine Inflationsberichtigung haben, und dann wegen der kalten Erhöhung der Progression für natürliche Personen, und ganz besonders wegen der Einfrierung des steuerfreien Minimums, so dass ein Sprung bei den erfassten Lohn- und Gehaltsempfängern stattgefunden hat.

			Die Einnhmen aus Exportzöllen lagen mit $ 5,20 Mrd. um 7% unter dem Vorjahr. Hier kommt die niedrigere Ernte dieses Jahres zum Ausdruck. In 9 Monaten lag der Erlös dieser Zölle mit $ 49,30 Mrd. um 21,4% über dem Vorjahr. Die verringerte Ernte kommt eben erst in den letzten Monaten des Jahres voll zum Ausdruck.

			Importzölle ergaben $ 1,59 Mrd., um 14,4% mehr als im Vorjahr. Das weist darauf hin, dass zunehmend Importgenehmigungen erteilt werden, wobei im September viele zurückgehaltene Importe vollzogen wurden.

			Die Steuer auf Giro- und Sparkontenbewegungen (genannt Schecksteuer) lag mit $ 3,92 Mrd. nur um 10,5% über dem Vorjahr. In 9 Monaten betrug die Zunahme gegenüber dem Vorjahr mit $ 31,81 Mrd. noch 21%. Der September-Rückgang deutet auf einen Übergang auf Barzahlungen hin, ebenfalls auf eine schwächere Konjunktur. Dennoch ist eine so geringe Zunahme anormal. 

			Die Einnahmen des Systems der sozialen Sicherheit, zum grössten Teil Pensionierungsbeiträge, lagen mit $ 14,47 Mrd. um 27,3% über dem Vorjahr. Hier kommen einmal Lohnerhöhungen zum Ausdruck, doch eventuell auch eine höhere legale Beschäftigung. 

			Bei anderen Steuern fällt die Zunahme bei denen auf, die Brenn- und Schmierstoffe belasten. Die Benzinsteuer ergab $ 1 Mrd., 56,3% mehr als im Vorjahr, und die anderen Steuern auf Brennstoffe $ 587,5 Mio.  (+61,1) und $ 789 Mio.  (+ 55,1%). Hier hat sich die starke Preiszunahme ausgewirkt.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,72, um 0,21% über der Vorwoche und um 9,26% über Ende Dezember 2011. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 44,97 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12. bei $ 4,904, zum 31.03.13 bei $ 5,145 und zum 30.06.13 bei $ 5,42. Der Terminkurs per Ende September 2013 lag um 22,45% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten ca. $ 6,32 und bei Überweisungen ca. $ 6,45.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Minus von 0,99 %, und lag 0,28% über Ende 2011.

			***

			Par-Bonds in Pesos notieren zur Vorwoche 0,96% im Plus und lagen 1,84% unter Ende 2011. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,77% und lagen um 3,24% über Ende 2011. Boden 2014 gewannen 3,21% und gingen im Laufe dieses Jahres um 19,92% zurück. Boden 2015 verloren zur Vorwoche 2,35% und lagen 7,05% im Plus, und Boden 2013 gewannen zur Vorwoche 0,80% und verzeichneten ein Plus von 6,17% seit Jahresbeginn.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 179,62 (Vorwoche $ 176,88) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 256,60 (Vorwoche $ 252,69).

			***

			Wie Planungsminister Julio de Vido am Sonntag in Moskau erklärte, beteiligen sich fünf Unternehmen aus Argentinien, Brasilien und China an der Ausschreibung für den Bau der zwei grossen Wasserkraftwerke, die in der Provinz Santa Cruz vorgesehen sind. Bei den brasilianischen Firmen handelt es sich um Camargo Correa und Odebrecht. Von argentinischer Seite werden Panedile und Industrias Metalúrgias Pescarmona (Impsa) dabei sein, und aus China bewirbt sich Sinohydro. Unter der Federführung dieses Unternehmens werden zur Zeit 63 Projekte weltweit durchgeführt, davon 11 in Lateinamerika. China Gezhouba zeichnet verantwortlich für 70% des Baus des Riesenwasserkraftwerkes “Drei Schluchten”.

			***

			Der Konsum öffentlicher Dienste wuchs im August innerjährlich um 6%. Wie das Statistikamt INDEC weiter berichtet, wurde er insbesondere von der Mobiltelefonie (+8,8%) und Passagiertransporte (+6,6%) getrieben. Der Frachttransport ging dagegen um 3,7% zurück.

			***

			Die Bautätigkeit ging innerjährlich zum August 2011 um 8,1% zurück. Die Daten gehen aus dem Indicador Sintético de la Actividad de la Construcción (ISAC) des Staistischen Amtes (INDEC) hervor.

			***

			Der EMAE-Index des Statistischen Amtes INDEC, der eine grobe Annäherung an das BIP darstellt und auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten errechnet wird, lag im Juli um 2,7% über dem gleichen Vorjahresmonat. Nach diesem Index liegt das Wachstum für die ersten sieben Monaten des Jahres bei 2,5%. Allerdings liegen diese Statistiken weit von den privaten Schätzungen entfernt. So geht das Consultingbüro Ledesma davon aus, dass die Wirtschaftsleitung im Berichtmonat um 0,6% gegenüber Juli 2011 und in sieben Monaten 2012 um 0,5% zurückging. Das Consultingbüro, Orlando Ferreres & Partner bezifferte den innerjährlichen Rückgang zum Juli um 1,1%, und das Wachstum in sieben Monaten 2012 auf 0,1%. 

			***

			Der Deputierte Claudio Lozano, von Beruf Ökonom, weist in einem Artikel in der Zeitung “Clarín” (2.10.12) darauf hin, dass das Haushaltsprojekt für 2013 die Amortisation von Schulden in Höhe von $ 186,06 Mrd. vorsieht, bei gleichzeitiger Neuverschuldung für $ 247,72 Mrd., woraus sich eine Zunahme der Schuld des Nationalstaates von $ 61,66 Mrd. ergibt. Zum durchschnittlichen Wechselkurs für 2013 von $ 5,10, den das Budget angibt, wären es u$s 12,09 Mrd. Dieses Jahr nimmt die Verschuldung um etwa u$s 11 Mrd. zu, und 2011 waren es u$s 14,5 Mrd. Aber ausserdem ermächtigt Artikel 36 des Gesetzesprojektes die Aufnahme von Krediten in Höhe von $ 34,34 Mrd., vier Mal so viel wie 2012, wobei nicht bekannt wurde, ob und wie der für dieses Jahr vorgesehene Betrag genutzt wurde. Hinzu kommt noch, dass im Artikel 34 vorgesehen ist, dass das Schatzamt Kredite für $ 23 Mrd. aufnehmen kann (gleich u$s 4,51 Mrd.). Dann kommt noch Artikel 52 hinzu, der eine Verschuldung von bis zu u$s 2 Mrd. gegenüber Venezuela wegen Importen von flüssigen Brennstoffen (Heizöl, Dieselöl und Benzin) vorsieht. Und schliesslich erlaubt Artikel 43 der Regierung, Garantien für die Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen bis zu u$s 22,22 Mrd. zu erteilen. Das bedeutet in der Regel, dass das Schatzamt für die Amortisation der Kredite aufkommt. Von einer “Entschuldungspolitik”, wie es CK und ihre Mitarbeiter ständig betonen, kann gewiss nicht die Rede sein. 

			***

			Die Zuwendungen des Schatzamtes für Aerolíneas Argentinas erreichten in 8 Monaten 2012 $ 2,73 Mrd. was $ 11,2 Mio. pro Tag ausmacht (gleich etwa u$s 2,6 Mio.). Der Kabinettschef hat mehrere Budgetpartien auf AA umgeleitet, da der für dieses Unternehmen für ganz 2012 vorgersehene Betrag von $ 2,49 Mrd. schon aufgebraucht wurde. Zu den effektiv gezahlten Subventionen kommen noch die nicht gezahlten Steuern hinzu, die im Haushaltsgesetz für 2013 gestrichen werden, was eine verkappte Subvention darstellt.

			***

			Siemens hat dem argentinischen Staat $ 62 Mio. zurückgegeben, die die Firma als Vorschuss für die Lieferung von elektrischen Anlagen für die Sarmiento-Bahn erhalten hatte. Der Vertrag, den die Regierung nicht erfüllte, wird jetzt neu ausgeschrieben.

			***

			Die Importe aus Brasilien lagen im September mit u$s 1,48 Mrd. um 32,9% unter September. Nach Auskunft des Consulting Büros abeceb wurden weniger Mengen an Eisenerz, Traktoren, Pumpen und Kompressoren, Motore für Kfz, Reifen, Getriebe für Kfz und Autobusse gekauft. Die argentinischen Exporte nach Brasilien gingen um 7,7% auf u$s 1,23 Mrd. zurück.

			***

			Im Rahmen des “Programa del Bicentenario” hat die Banco Nación am vergangenen Montag 29 Kredite zu vergünstigten Konditionen über insgesamt $ 521 Mio. vergeben. Insgesamt wurden solche Kredite schon für mehr als $ 10 Mrd. zugeteilt.

			***

			Zentralbankpräsidentin Mercedes Marcó del Pont verteidigte am Montag das Verbot der Dollarkäufe für Sparzwecke mit der Bemerkung, diese Entscheidung sei eine Frage des “gesunden Menschenverstandes” gewesen, nachdem die Kapitalflucht 2011 den Gegenwert von 4,2% des BIP erreicht hätte. Ausserdem sollte vermieden werden, dass die “externen Restriktionen” eine neue Wirtschaftskrise auslösen.

			***

			Der Oberste Gerichtshof der USA entschied am Montag bereits zum zweiten Mal in diesem Jahr, dass zwei Geierfonds über argentinische, in den USA deponierte Gelder verfügen können. Es geht um u$s 3,2 Mio., die der Nationalagentur für die wissenschaftliche und technologische Förderung (Anpyct) gehören und auf einem Konto der Banco Nación in New York geparkt sind. Das Konto wurde von den Geierfonds EM Ltd. sowie NML Capital entdeckt. Richter Thomas Griesa hat auf diese Gelder ein Embargo verhängt. Die argentinischen Behörden befürchten, dass die US-Justiz dadurch ein Präzedenzfall geschaffen hat, der später für andere Embargos im Zusammenhang mit den noch offenen Forderungen nach dem Default verwendet werden könnte.

			***

			Fachbeamte des Industrieministeriums trafen sich am Dienstag mit ihren brasilianischen Kollegen, um technische Fragen über den kompensierten Kfz-Austausch und die Integration mit Teilen, die im Mercosur gefertigt werden, zu klären. Gesprochen wurde über eine Reglementierung der importierten Autoteile, damit diese durch regional hergestellte ersetzt werden. Eine der zentralen Fragen ist das brasilianische Versprechen, in Argentinien hergestellte Autoteile als nationale zu betrachten. Das bedeutet, dass diese Teile in den Prozentsatz des Kfz-Wertes eingeschlossen werden, der obligatorisch national sein muss.

			***

			Die Transaktionen mit vordatierten Schecks fielen im September zum Vormonat um 16,2% von $ 200 Mio. auf $ 184 Mio. Der Zinsatz für Schecks von grossen Firmen, mit denen vornehmlich Lieferanten bezahlt werden, sowie bei Schecks mit einer Garantie einer SGR-Gesellschaft, zeigte im September nach oben. Im innerjährlichen Vergleich stieg das Volumen um 41%. Dies ist aber nur auf die Schecks von grossen Firmen zurückzuführen (+ 46,2%), denn bei den garantierten ging das Transktionsvolumen um 32,7% zurück. Das gehandelte Gesamtvolumen über diese Finanzierungsinstrumente lag zwischen Januar und September bei $ 1,48 Mrd., um 45% über dem Betrag des Berichtzeitraums 2011. Davon entfielen 95,6% auf die Schecks von grossen Firmen. Die Raten dieser Schecks stiegen im September zum dritten Mal in Folge auf 18,2%. Es handelt sich um den höchsten Zinssatz seit Oktober 2011. Der grösste Zinssprung wurde auf vordatierte Schecks zwischen 121 und 180 Tagen festgestellt. Hier gingen die Raten auf bis zu 22% hoch. Im Schnitt wurden die vordatierten Schecks 178 Tagen nach dessen Ausstellung einkassiert, ein Rückgang um 24 Tagen gegenüber dem Vormonat August. Die Finanzierung über die Börse ist meistens günstiger als bei Bankkrediten, und die Sparer erhalten auch höhere Zinsen, weil die hohe Bankmarge entfällt und nur eine mässige Provision besteht. 

			***

			Die ZB hat am Dienstag Wechsel für $ 2,51 Mrd. zugeteilt, wobei Wechsel für $ 2,66 Mrd. verfielen. Somit fand eine monetäre Expansion von $ 143 Mio. statt. Für Lebac lagen die Zinsen bei 98 Tagen bei 12,25% und bei 126 Tagen bei 12,69%. Bei längeren Fristen waren die Zinsen höher, bis zu 15,63% für 532 Tagen.

			***

			Die Produktion von Medikamenten nahm im vergangenen Jahr in Mengen gegenüber dem Vorjahr um 14% zu. Der Umsatz zu Marktwerten stieg innerjährlich um 15%, mit mehr relativ billigeren Produkten. Im Jahr 2011 wuchsen die Exporte überproportional. Für 2012 rechnen die Unternehmen der Branche mit Ausfuhren über u$s 3,98 Mrd., und einem Aussenhandelsüberschuss von u$s 1,38 Mrd.

			***

			Wer auf eigene Rechnung arbeitet zahlt ab diesen Monat höhere Sozialversicherungsbeiträge. Laut Beschluss 3389 der AFIP steigen die monatlichen Beiträge der Kategorie I auf $ 348,68, die der Kategorie II auf $ 488,17 und die der Kategorie III auf $ 697,17. Wer einen monatlichen Verdienst von $ 21.248,85 oder mehr hat, zahlt 3% für die Krankenkasse und 11% für die Rentenversicherung.

			***

			Der Aktienumsatz an der Börse von Buenos Aires betrug im Spetember $ 635 Mio., die niedrigste Zahl ab Juli 2004 ($ 622 Mio.), berichtet das Kapitalmarktinstitut der Börse. Der Anteil von Bonds und Obligationen am Gesamtumsatz der Börse stieg in den letzten zwei Jahren von 60% auf 79%. 

			***

			Die US-Regierung hat die Antidumpingmassnahmen für argentinischen Honig, einschliesslich eines Zusatzzolles, ausser Kraft gesetzt, so dass jetzt wieder argentinischer Honig zu normalen Bedingungen geliefert werden kann. Argentinien exportiert normalerweise um die 80.000 Jato für einen Gesamtwert von ca. u$s 200 Mio. Die USA sind der wichigste Kunde.

			***

			Die Bergbauunternehmen Veladero und Pascua Lama haben dem Industrieministerium ein Progamm vorgelegt, durch das sie 2.738 bisher importierte Produkte durch solche lokaler Fabrikation ersetzten werden. Dies kommt zu den etwa tausend hinzu, die schon vorher bekanntgegeben waren.

			***

			Im September wurden 64.189 Kfz (Automobile, Kleinlaster, Lastwagen und Omnibusse) eingetragen, teilt der Agenturenverband Acara mit. Es waren 23,9% (gleich 20.120 Einheiten) weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Ein Teil des Rückganges ist darauf zurückzuführen, dass September dieses Jahr nur 19 Arbeitstage hatte, gegen 22 im Vorjahr. Dennoch lagen die Eintragungen pro Tag bei 3.378 Einheiten, gegen 3.832 im Vorjahr. In 9 Monaten 2012 wurden 674.976 Einheiten eingetragen, gegen 681.074 in der gleichen Vorjahresperiode und 857.983 im ganzen Jahr 2011. Die Eintragungen in das Fahrzeugregister entsprechen den Verkäufen der Agenturen an ihre Kunden.

			***

			Die gesamten Subventionen des Nationalstaates, von denen der weitaus grösste Teil auf Energie und Personentransport entfällt, werden dieses Jahr von den Fachbeamten wie verlautet auf $ 76,20 Mrd. geschätzt, was 14% der gesamten Ausgaben des Na-tionalstaates darstellt. In Vorjahren machten diese Subventionen um die 5% aus. Der Haushaltsvoranschlag für 2013 sieht Ausgaben für diese Subventionen in Höhe von $ 79,72 Mrd. vor, so dass die Zunahme gegenüber dem Vorjahr nur 4,6% ausmachen würde. Dies setzt voraus, dass bestimmte Subventionen (auf Strom und städtischen Personentransport) bezogen auf den Tarif stark verringert werden. Der grösste Posten der Subventionen für 2013 entfällt auf CAMMESA (das den Grossistenmarkt für Strom betreibt) mit $ 23,70 Mrd., die vornehmlich für die Preisdifferenz bei importiertem Gas, Heizöl und Dieselöl, und auch elektrischem Strom aufgewendet werden. An zweiter Stelle steht der Personentransport mit $ 19,86 Mrd. ($ 8,74 Mio. für Omnibusse, $ 3,91 Mio. für Eisenbahnen und $ 2,49 Mrd. für Aerolíneas Argentinas). An dritter Stelle steht das staatliche Energieunternehmen Enarsa (von dem man kaum weiss, was es eigentlich tut), mit $ 11,24 Mrd. Weitere Staatsunternehmen (der Wasserversorger AYSA, die Nachrichtenagentur Telam, das Satellitenunternehmen ARSAT u.a.) sollen $ 9,55 Mrd. erhalten. Die Subventionen für Land- und Forstwirtschaft werden auf $ 1,35 Mrd. beziffert, für Nahrungsmittelindustrien auf $ 2,49 Mrd. und für Industrie auf $ 489 Mio. 

			***

			Der privaten Konsumentenschutzinstitution ADELCO (Acción del Consumidor) hat das Unterstaatssekretariat für Verteidigung des Konsumenten verboten, Preise der 28 meistgekauften Konsumprodukte, und den entsprechenden Index, zu veröffentlichen. Danach wurde ADELCO vom gleichen Amt aufgefordert, die Methologie mitzuteilen, die bei ihrem Presindex verwendet wurde, und auch, ob und wie eine Mitarbeit des INDEC stattgefunden habe. ADELCO hat vorsichtshalber auf die Veröffentlichung des Indices verzichtet. Das staatliche Vorgehen, das auf eine Entscheidung von Binnenhandelssekretär Guillermo Moreno zurückgeht, ist widerrrechtlich und entspricht einem totalitären Staat. Aber ein Prozess, bei dem die Richter unter Druck stehen, ist mit Unannehmlichkeiten und Kosten verbunden, weshalb ihn ADELCO vermeiden will.

			***

			Die Regierung schuf am Mittwoch das sogenannte Einheitssystem für Rückerstattungen des Gesundheitssystems (SUR). Es listet alle Krankheiten auf, deren Kosten von den Krankenkassen zum Teil oder ganz zurückerstattet werden. Ausserdem wurden die Höchstpreise für jeden Einzelfall definiert. Für die Auflistung der Krankheiten wurden die Vorschläge der Medizinische Fakultät in Betracht gezogen. Darüber hinaus wurden sämtliche Ausnahmen rückgängig gemacht. Die Rückzahlungen sollen gemäss den finanziellen Möglichkeiten des Systems durchgeführt werden.

			***

			Während die Kfz-Produktion im September um 14,1% zurückging, erfuhren die Lieferungen an die Agenturen einen ebenfalls innerjährlichen Rückgang von 20%, berichtete der Verband ADEFA. Zum Teil wurden diese Zahlen damit begründet, dass der September drei Arbeitstage weniger hatte. Insgesamt wurden 68,726 Einheiten fertiggestellt. Im August waren es noch 79.664 Autos, Kleinlaster und Lastwagen. Vergleicht man die Periode Januar- September 2012 mit dem gleichen Zeitraum des Vorjahres so lag der Rückgang bei 13%: 546.088 gegenüber 627.558 Einheiten.

			***

			Die Getreidebörse von Buenos Aires rechnet mit einer Erhöhung der mit Sojabohne bebauten Fläche von 18,85 Mio. ha 2011 auf 19,70 Mio. ha 2012, eine Zunahme von 4,5%. Da es viel geregnet hat, und der Boden allgemein hohe Feuchtigkeitsreserven aufweist, wird für 2013 mit einer Rekordernte von 55 Mio. t gerechnet, 15 Mio. t mehr als dieses Jahr. Bei einem Preis von u$s 500 je t (der unter dem gegenwärtigen liegt), wären es u$s 7,5 Mrd. mehr als dieses Jahr.

			***

			Sieben Provinzen haben dieses Jahr schon Schuldscheine für insgesamt $ 2,6 Mrd. ausgegeben. Es handelt sich um Buenos Aires, Córdoba, Neuquén, Chaco und Entre Rios, zu denen letzten Woche noch Chubut hinzugekommen ist. In diesem Fall handelt es sich um kurzfristige Schatzwechsel, die am 30. November verfallen und zu 16% verzinst werden.

			***

			Die Nachfrage nach Arbeitskräften in der Bundeshauptstadt und ihrer städtischen Umgebung lag im September um 30,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat das Studienzentrum der Universität Torcuato Di Tella auf Grund der Anzeigen über freie Arbeitsplätze in den grossen Tageszeitungen ermittelt. Es handelt sich um den 16. internauellen Rückgang in Folge. September lag auch um 2,5% unter August.

			***

			Der Umsatz des Einzelhandels lag im September, in Mengen, um 4,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat der Verband CAME bekanntgegeben. Zum 7. Monat in Folge hat eine interanuelle Abnahme stattgefunden.

			***

			Die spanische Repsol hat in Madrid Klage gegen YPF wegen unlauterem Wettbewerb bei der Ausbeutung des Schiefergaslagers “Vaca Muerta”, in Neuquén, eingereicht. Die Lage wurde im Juli vorgelegt und im September von der Justiz angenommen. Die Klage bezieht sich auf den Tatbestand, dass YPF Dritten, die mit Repsol konkurrieren, die Ausbeutung des Lagers angeboten habe, das von Respol vor der Enteignung entdeckt worden sei. Konkret wird die Klage auf das Abkommen von YPF mit Chevron bezogen, das vor einem Monat unterzeichnet worden sei.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Venezuela hat laut OPEC-Statistik Erdölreserven von 296,5 Mrd. Barrel, über Saudiarabien mit 264,5 Mrd. Auch wenn es sich zum grössten Teil um sehr schweres Erdöl handelt, dessen Förderung und Raffinierung kospielig ist, erreichen die Förderungskosten höchstens u$s 20 pro Barrel, so dass bei den gegenwärtigen Preisen ein hoher Gewinn verbleibt, umso mehr als die Frachtkosten beim Export nach den USA (der Hauptkunde) niedrig sind. Dennoch ist die Erdölproduktion ab 1998, als Hugo Chavez angetreten ist, um 17% gesunken, und stagniert jetzt bei etwa 3 Mio. Barrel pro Tag. Erdöl stellt 90% der venezolanischen Exporte dar. Das staatliche Erdölunternehmen PDVSA ist stark burokratisiert, sehr ineffizient und wird auch von Staat für seine Finanzen beansprucht.

			***

			Brasilien und die USA haben in Genf vereinbart, das bilaterale Abkommen über Baumwolle zu erhalten, obwohl das US-Landwirtschaftsgesetz (“farm bill”) am 30. September abgelaufen ist. Brasilien verpflichtet sich, vorläufig keine Repressalien im Gesamtwert von u$s 800 Mio. auf Importe aus den USA zu erheben, und die USA verpflichten sich, weiterhin u$s 147 Mio. jährlich an brasilianische Baumwollpflanzer zu zahlen. Der Konflikt wegen der Subventionen für US-Landwirte, die Baumwolle anbauen, verbleibt jedoch. Nachdem Brasilien den Prozess bei der WHO gewann, hat die US-Regierung bestimmte Subventionen abgeschafft, die sich spezifisch auf den Export beziehen, aber nicht andere, die den Anbau fördern. Das neue Landwirtschaftsgesetz der USA, das sich in Diskussion befindet, würde laut brasilianischer Regierung das Problem nicht lösen, sondern eventuell sogar die Subventionen erhöhen. Dies schafft einen Konflikt, nicht nur mit Brasilien, sondern besonders mit afrikanischen Staaten, in denen der Anbau von Baumwolle eine grosse Rolle spielt. 

			***

			Für 2012 sieht die brasilianische ZB eine BIP-Zunahme von 1,6% vor, weniger als die 2,5%, die die Bank in in ihrem vorangehenden Bericht geschätzt hatte. Für 2013 wird ein höheres Wachstum erwartet. Die 12 Monate zum 30. Juni 2013 sollen um 3,3% über der vorangehenden 12-Monatsperiode liegen.

			***

			Eine bislang unbekannte spanische Fluglinie namens Cosmo übernimmt für u$s 137 Mio., eine Million über dem Mindestgebot, die Maschinen vom Typ Bombardier der in Konkurs geratenenen uruguayischen Fluggesellschaft Pluna. Cosmo ist eine erst einjährige Chartergesellschaft mit Sitz in Madrid. Die Fluggesellschaft ist nicht gezwungen, die Flugzeuge in Uruguay einzusetzen. Diese könnten die Flotte in Europa verstärken. Cosmo hat jetzt 30 Tage Zeit, um die Flugzeuge zu bezahlen und zu entscheiden, ob die Strecken der ehemaligen Pluna weiter bedient werden. In diesem Fall kann mit Subventionen des uruguayischen Staates gerechnet werden.

			***

			Die Autoverkäufe nach Brasilien gingen im September gegenüber August um 8% zurück. Wie der Verband Fenabrave am Montag weiter berichtete, wurden gegenüber August 2012 sogar 31% weniger Autos verkauft. Der Rückgang wurde mit der vorübergehenden Aufhebung von steuerlichen Vergünstigungen verbunden, die ab September wieder eingeführt wurden.

			***

			Brasiliens Industrieproduktion fiel im August innerjährlich um 2%, und für die ersten acht Monaten um 3,4%. Die Produktion stieg trotzdem im August gegenüber dem Vormonat Juli um 1,5%. 

			***

			Die Regierung von Uruguay hat vor einiger Zeit eine Ausschreibung für die Erweiterung ihres Wärmekraftwerkes “Punta del Tigre” um 580 MW eingeleitet, was etwa der Hälfte des gesamten uruguayischen Stromkonsums entspricht. Gewonnen hatte zunächst die argentinische Firma “Electroingeniería”, die zu den mit den Kirchners verbundenen Unternehmen zählt. Doch dann wurde beanstandet, dass das Unternehmen eine gefälschte Leistung der von Siemens zu liefernden Turbinen angegeben hatte, und schliesslich wurde die Firma wegen “Mangel an Erfahrung” ausgeschlossen. Die Regierung hat daraufhin die koreanische Hyundai, deren Angebot um u$s 78 Mio. teurer war, eingeladen, Besprechungen über die Zuteilung zu führen. Wie in politischen Kreisen verlautet, handelt es sich um eine Vergeltungsmassnahme gegenüber Argentinien, deren Regierung Uruguay in mehreren Fällen unfreundlich behandelt hat, so im Fall der Zellulosefabrik Botnia, bei der Importsperre für uruguayische Produkte und schliesslich wegen der strengen Begrenzung von Dollarkäufen von argentinischen Touristen, die ihre Ferien in Punta del Este u.a. Badeorten verbringen wollen. 

			***

			Am 23. Oktober beginnen die “Deutsch-Chilenischen Wirtschaftstage 2012” in Essen, Deutschland. Zu dem zweitägigen Unternehmertreffen unter dem Motto „Chile-Deutschland: Strategische Partnerschaft für ein nachhaltiges Ressourcenmanagement” werden über 200 Teilnehmer aus Deutschland und Chile erwartet. Themen wie Energie, Wasser und Umweltmanagement, eine erhöhte Wertschöpfung in der Rohstoffgewinnung, ressourceneffiziente Technologien sowie die Herausforderungen für die Fachkräftesicherung werden im Mittelpunkt der Foren und Diskussionen stehen. Das Konferenzprogramm sieht die Teilnahme hochrangiger Regierungs- und Wirtschaftsvertreter sowie von Fachexperten beider Länder vor. (Deutsch-Chilenische Industrie und Handelskammer, Santiago)

			***

			Banco do Brasil hat im Ausland u$s 1,75 Mrd. in zehnjährigen Bonds zu 4% platziert. Es handelte sich um die grösste Bondsausgabe der Bank.

			***

			Dank weniger Guerrillaattacken auf Anlagen, konnte Kolumbien die Erdölproduktion im September innerjährlich um 7% auf 956.312 Barrell täglich steigern. 

			***

			Die Weltbank geht von einem Jahreswachstum der Wirtschaft in Argentinien und Brasilien von 2% aus. Panama und Peru werden mit 8% und 6% am stärksten in der Region wachsen. Bolivien, Chile, Kolumbien, Costa Rica, Ekuador, Mexiko, die Dominikanische Republik, Uruguay und Venezuela wachsen 2012 über den Durchschnitt.

			***

			Deutsche Wirtschaft

			Mercedes-Benz liegt mit u$s 30,1 Mrd. auf Platz 11 der Top 100 und bleibt damit die wertvollste Marke Deutschlands. Der Münchner Autobauer BMW folgt dicht auf mit u$s 29,05 Mrd. auf Rang 12. Volkswagen klettert auf Rang 39 und Audi verbessert sich um vier Plätze und sichert sich Rang 55. Auch Porsche (Platz 72) konnte seinen Markenwert steigern, um satte 12%. Neben der Automobilbranche, präsentieren sich auch die anderen gelisteten deutschen Marken sehr erfolgreich. Der Softwareproduzent SAP ist drittstärkste deutsche Marke und belegt mit einem Markenwert von u$s 15,64 Mrd. Rang 25. Allianz gelang eine deutliche Steigerung und landet mit einem Markenwert von u$s 6,18 Mrd. auf Rang 62. Weitere deutsche Marken in der Rangliste sind adidas auf Rang 60 und Siemens auf Rang 51. (Interbrand Deutschland)

			***

			Nach einer Schwächephase im zweiten Halbjahr 2012 wird das Bruttoinlandsprodukt laut einer Prognose des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) im kommenden Jahr wieder stärker zulegen. Die DIW-Forscher rechnen in ihren am Dienstag veröffentlichten «Herbstgrundlinien 2012» mit einem Wachstum von 1,6% 2013. «Vor allem in den Schwellenländern und den USA lässt die Konjunktur merklich nach», erklärte DIW-Konjunkturchef Ferdinand Fichtner. Besonders in China und Brasilien reagierten die Regierungen aber mit expansiver Geldpolitik und Konjunkturpaketen. «Wir gehen deshalb davon aus, dass die Konjunktur dort ab der Jahreswende wieder etwas anzieht. Das dürfte sich positiv auf die deutsche Exportwirtschaft auswirken.» (dpa)

			***

			Weltwirtschaft

			Der Ausbau der europäischen Windenergie kommt weiter voran. In der EU stehe nun eine installierte Leistung von 100 Gigawatt bereit, teilte der Europäische Windenergieverband EWEA am Donnerstag in Brüssel mit. Auf Deutschland entfallen davon etwa 30 GW. Im vergangenen Jahr waren es in der EU noch 94 GW. Mit der aktuellen Leistungskapazität könnten die europäischen Windräder den Strom von 39 Atomkraftwerken ersetzen, sagte EWEA-Verbandschef Christian Kjaer. (dpa)

			***

			Die weltgrößte Containerreederei Maersk reagiert auf die flauere Weltkonjunktur und will weniger Schiffe auf die Strecken zwischen Asien und Europa schicken. «Momentan ist die Route Asien - Europa ein Verlustgeschäft», sagte Maersk-Vorstandschef Nils Andersen dem «Wall Street Journal». «Es gibt keinen Bedarf für die Menge an Schiffen, die derzeit unterwegs sind. Daher ist es selbstverständlich, dass wir darüber nachdenken, die Kapazität zu reduzieren. Neben dem Einsatz von weniger Schiffen dreht die Reederei auch an weiteren Stellschrauben. Schiffe auf weniger zeitkritischen Routen führen langsamer und sparten damit Brennstoff ein, sagte der Maersk-Chef weiter. Zudem will das Unternehmen die Preise zwischen 10% und 11% erhöhen. (dpa)

			***

			Im August hat die Arbeitslosigkeit in den 17 Euro-Ländern einen neuen Rekord erreicht. 18,2 Mio. Menschen waren ohne Beschäftigung - so viele wie noch nie seit Einführung des Euro. Das entsprach 11,4% der aktiven Bevölkerung, wie das Europäische Statistikamt Eurostat am Montag in Luxemburg mitteilte. Im Vergleich zum Vormonat Juli wurden 34 000 mehr Arbeitslose gezählt; gegen-über dem Vorjahr war es ein Anstieg von mehr als 2 Mio. Seit mehr als einem Jahr steigt die Arbeitslosigkeit stetig. Besonders angespannt ist die Lage in den südeuropäischen Euro-Krisenländern Spanien, Griechenland, Portugal und Zypern. In Spanien ist jeder Vierte ohne Arbeit, in Griechenland inzwischen ebenfalls fast jeder Vierte. Portugal (15,9%) verzeichnete ebenso wie Griechenland binnen Jahresfrist die höchsten Zuwächse. In Deutschland ist die Lage dagegen entspannter. Nach Österreich (4,5%, Luxemburg (5,2%) und den Niederlanden (5,3%) verzeichnet Deutschland mit 5,5% eine der niedrigsten Quoten im Euro-Raum. (dpa)

			***

			Knapp acht Monate nach Ankündigung ihrer Fusion haben sich der Rohstoffhändler Glencore und der Bergbaukonzern Xstrata auf die grundsätzlichen Bedingungen dazu geeinigt. Nun sollen die Aktionäre über den Zusammenschluss entscheiden. Die strategischen Vorteile einer Fusion seien weiterhin überzeugend und die Transaktion habe das Potenzial, Wert für die Xstrata-Aktionäre zu generieren, erklärten die Konzerne am Montag. Die unabhängigen Xstrata-Direktoren empfehlen ihren Aktionären deshalb die aufgebesserte Offerte zur Annahme. Durch die Fusion wird ein Rohstoffgigant mit einem Jahresumsatz von fast u$s 210 Mrd. entstehen. Der neue Konzern würde die ganze Wertschöpfungskette im Rohstoffgeschäft von der Gewinnung bis zum Transport und dem Verkauf abdecken.  Glencore, bereits jetzt der weltgrösste Rohstoffhändler, ist auch beim Handel von Getreide und Ölsaat sehr aktiv.

			***

			Der US-Lebensmittelmulti Kraft Foods hat sich nach mehr als einjähriger Vorbereitungszeit aufgespalten. In Deutschland tritt der Hersteller von Milka-Schokolade und Jacobs-Kaffee nun offiziell als Mondelez International auf. Allerdings wird es noch eine Weile dauern, bis das bekannte Kraft-Logo mit der roten Umrandung verschwindet. In Mondelez - ein Kunstname - gehen die Snacks und Süßwaren der alten Kraft Foods sowie das Lebensmittel-Geschäft außerhalb Nordamerikas auf. Das Lebensmittel-Geschäft in Nordamerika behält den bekannten Namen. Das Snack-Geschäft sei ein Wachstumsmarkt. Denn das Verhalten der Konsumenten habe sich verändert. Sie gehen heute nicht mehr auf die drei großen Mahlzeiten, sondern essen eher zwischendurch, verteilt über den Tag oder ersetzen Mahlzeiten. (dpa)

			***

			2012 haben es drei Schweizer Marken unter die Top 100 geschafft. Der Gesamtmarkenwert der Schweizer Marken in der Liste beträgt u$s 21,87 Mrd. Die wertvollste Schweizer Marke bleibt auch 2012 Nescafé mit u$s 11,09 Mrd. auf Rang 35 unter den Top 100. Nestlé konnte sich als zweitwertvollste Marke der Schweiz behaupten. Der Nahrungsmittelhersteller rangiert mit einem Wert von u$s 6,92 Mrd. auf Rang 57. Die Credit Suisse rangiert in diesem Jahr mit u$s 3,87 Mrd. auf Rang 95. (Interbrand Deutschland)

			***

			China will einem Medienbericht zufolge in der Millionenmetropole Qingdao den größten Hafen der Welt bauen. Wie die «Frankfurter Allgemeine Zeitung» (Donnerstag) unter Berufung auf die Regierung der Stadt berichtete, soll der neue Hafen nach seiner Fertigstellung 2020 bis zu 30 Mio. Standardcontainer im Jahr abfertigen können. Dank seiner zusätzlichen Kapazitäten für den Umschlag von Rohstoffen wie Öl und Eisenerz werde er den bisher größten Hafen der Welt in Schanghai in den Schatten stellen, schreibt die Zeitung. (dpa)

			***

			Die großen europäischen Banken haben ihre Eigenkapitaldecke in den vergangenen Monaten deutlich gestärkt und sich damit gegen Risiken besser gewappnet. Insgesamt flossen E 116 Mrd. in die Kapitalpuffer der 27 europäischen Banken, die im September 2011 noch Lücken aufgewiesen hatten. Das ergab eine Kapitalstudie der Europäischen Bankenaufsicht EBA, die am Mittwoch in London veröffentlicht wurde. Insgesamt nahmen 71 Banken an dem «Stresstest» teil. In ihre Kapitalpuffer flossen in den vergangenen Monaten mehr als E 200 Mrd. Die zwölf teilnehmenden Banken aus Deutschland hätten allesamt die geforderte Kapitalgrenze von neun Prozent hartem Kernkapital erfüllt, teilten die Deutsche Bundesbank und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) mit. (dpa)

			***

			In Portugal hat die Regierung nach jüngsten Massenprotesten einen neuen Sparkurs vorgestellt. Man werde auf einige umstrittene Maßnahmen, die kürzlich für 2013 angekündigt worden waren, verzichten, sagte Finanzminister Vítor Gaspar am Mittwoch in Lissabon. Als Ausgleich werde man unter anderem das Einkommensteuersystem reformieren und hier außerdem eine Zuschlagzahlung von 4% einführen. Fallen gelassen wurde unter anderem die Erhöhung der Sozialbeiträge. 

			***

			Die Federal Reserve der USA beabsichtigt, die Zinsen bis Mitte 2015 bei knapp über Null zu halten, geht aus der Akte der letzten Vorstandssitzung hervor. Der Finanzmarkt reagierte schlecht auf diese Nachricht, die als ein Zeichen der Ungewissheit über die Wirksamkeit des Fed-Progammes bezüglich Kauf den Staatsschulden ausgelegt wurde. Der Kurs der Schatzscheine ging daraufhin zurück.

			***

			Die Erdölunternehmen Exxon, ConocoPhillips, BP und Trans-Canada haben ihre zwei Projekte zum Bau einer Leitung von 1.288 km vereinheitlicht, die für die Lieferung von Flüssiggas von den USA nach Asien bestimmt ist, Die Investitionskosten werden zwischen u$s 45 und u$s 65 Mrd. veranschlagt.

			***

			Der griechische Ministerpräsident Antonis Samaras warnt vor dem Zerfall der Gesellschaft, sollten die Reformen des hochverschuldeten Landes scheitern. «Die griechische Demokratie steht vor ihrer vielleicht größten Herausforderung», sagte der konservative Regierungschef dem “Handelsblatt” vom Freitag. Der Zusammenhalt sei durch die «steigende Arbeitslosigkeit gefährdet, so wie es gegen Ende der Weimarer Republik in Deutschland war». Die Griechen hätten durch die Sparmaßnahmen und die desolate wirtschaftliche Lage «innerhalb von fünf Jahren mehr als ein Drittel unseres Lebensstandards verloren», sagte Samaras der Zeitung. (dpa)

			***

			Kurz vor der Präsidentenwahl gibt es Aufwind für den US-Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenquote sank im September auf 7,8%. Das entspricht 0,3% weniger als im August. Die Unternehmen hätten 114 000 neue Jobs geschaffen und damit mehr als im Vormonat (96000 Arbeitsplätze), teilte das US-Arbeitsministerium in Washington am Freitag mit. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Banco Supervielle

			Diese Bank und die Gesellschaft für gegenseitige Kreditgarantien Garantizar SGR (die von der Banco Nación abhängt) vereinbarten mit der Bank Supervielle, dass diese $ 3 Mio. für den gesellschaftseigenen Risikofonds beisteuert und sich auf diese Weise an Garantizar beteiligt. Die Bank Supervielle will damit die Möglichkeiten erweitern, kleinen und mittleren Unternehmen Kredite zu gewähren. Die Gesellschaften für Sicherung von Kreditrisiken “Sociedades de Garantía Recíproca”, SGR), die einen Hauptpartner und viele kleinere haben, wurden per Gesetz im Jahr 1994 (unter Domingo Cavallo als Wirtschaftsminister) nach einem spanischen Vorbild eingeführt.

			Petrolera Pampa

			Dieses Tochterunternehmen der Gruppe Pampa Energía, welche von Marcelo Mindlin geleitet wird, platzierte kurzfristige Bonds über $ 34,4 Mio. und u$s 6,52 Mio. Beide Titel haben eine Laufzeit von einem Jahr. Das erste Papier wird zu Badlarsatz plus 425 Punkte verzinst, und das zweite zu 4,25%. Die Zinsen werden vierteljährlich gezahlt.

			Deutsche Bank

			Sebastian Reynal wurde zum neuen Generalvertreter der Deutschen Bank in Buenos Aires ernannt. Er tritt die Nachfolge von Marcelo Blanco an. Reynal arbeitete früher bei Bear Stearns in New York und Buenos Aires, und gehört seit mehr als sechs Jahren der Deutschen Bank an, wo er die Abteilung Market Sales leitete, und hier die Verantwortung für die Bondsausgabe übernahm, insbesondere aus dem privaten Bereich. Zwar gab die Bank keine Einzelheiten über den Fortgang von Blanco bekannt. Aber gut informierte Quellen glauben, dass seine Nähe zur Regierung und die Schwierigkeiten der Bank, hier Geschäfte zu entwickeln, mit eine Rolle gespielt haben dürfte.

			Howard & Johnson

			Diese US-Hotelkette (Dreisterne-Hotels) hat beschlossen, ein Hotel von 60 Zimmern in Funes, bei Rosario, zu bauen. Es soll auch mit einem SPA und einen Konventionszentrum für 600 Personen ausgestattet werden. Gegenwärtig betreibt diese Kette schon 25 Hotels in Argentinien, wobei sich weitere 25 in Bau befinden.Weltweit sind es 7.500 Hotels.

			Mercedes Benz

			Präsidentin Cristina Kirchner empfing den Generaldirektor der Daimler A.G., Dieter Zetsche, in Begleitung des lokalen Generaldirektors von Mercedes Benz Argentina, Roland Zey, die ihr einen Investitionsplan in Höhe von $ 800 Mio. (etwa u$s 179 Mio. zum gegenwärtigen Kurs) bekanntgaben, der in der Erzeugung eines neuen Kleinlastermodells ab 2015 besteht, der das bisher gebaute spanische Modell ersetzen soll. Es handelt sich um eine mittlere “Van”, die die Sprinter-Plattform verwendet. Ausserdem werde die Firma in Argentinien ab Frühling 2013 neue Modelle von Lastwagen und Omnibusuntergestellen bauen. Die Gesamtinvestition schliesst auch $ 80 Mio. für die Modernisierung der lokalen Fabrik in Gonzalez Catán ein (die vor 60 Jahren gebaut wurde, als erste Auslandsfabrik des Konzerns Daimler Benz), sowie die Zusammenarbeit mit lokalen Zulieferanten für die Erzeugung der neuen Lastwagen und Untergestelle für Omnibusse. Das Investitionsprogramm wird 850 neue direkte Arbeitsplätze schaffen und gesamthaft die Produktion verdoppeln. 

			GGM

			Die Firma GGM, kontrolliert von Guillermo Gotelli, gab bekannt, dass sie die Fabrikation von Sportschuhen der japanischen Marke Asics in ihrer Fabrik in Las Palmas, Provinz Buenos Aires, aufnehmen werde, wobei die Produktion vorwiegend nach Brasilien exportiert werden soll. Im ersten Jahr sind 770.000 Paare vorgesehen, im zweiten doppelt so viele. Ausserdem sollen Teile dieser Schuhe in der Fabrik erzeugt werden, die das Unternehmen im Las Flores, Provinz Buenos Aires, betreibt.

			

			

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Der Sparer will nicht betrogen werden

			Argentinien weist eine relativ hohe Sparrate auf. Es handelt sich dabei um eine Grössenordnung von etwa 20% des Volkseinkommens, was mehr als in den USA und den meisten Ländern ist. Hier kommt die Bedeutung des Mittelstandes in der Gesellschaft zum Ausdruck, der aus verschiedenen Gründen einen Teil seines Einkommens bei Seite legt. An erster Stelle geht es um Vorsorge für den Fall, dass gelegentlich das normale Einkommen nicht mehr besteht, oder stark abnimmt, dann auch für Krankheit, Unfälle und für das Alter, wenn kein Arbeitseinkommen mehr besteht und die Pension nicht ausreicht. Auch wird gespart, um Mittel für den Kauf einer Wohnung, eines Automobils, anderer dauerhafter Konsumgüter oder für Ferien oder Tourismusreisen zu sammeln. Und schliesslich sparen die Unternehmen sehr viel von ihrem Gewinn, für Arbeitskapital und Investitionen, da sie meistens keinen Zugang zum Kapitalmarkt und nur beschränkt zum Kreditmarkt haben. Dass das Land eine Investitionsrate (Gesamtinvestitionen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt) von etwa 20% (in den letzten Jahren gelegentlich sogar von 23%) erreicht, ohne einen lokalen Kapitalmarkt und mit einem beschränkten Zugang zum internationalen, bei geringen Bankkrediten und einer ständigen Kapitalflucht, ist nur möglich, wenn direkt gespart wird, bei Unternehmen durch Einbehaltung von Gewinnen und bei natürlichen Personen besonders durch Kauf von Immobilien. 

			Die Bevölkerung will an erster Stelle den Wert ihrer Ersparnisse erhalten. Das ist wahrlich nicht viel verlangt. Zu diesem Zweck werden passive Ersparnisse weitgehend in Dollar angelegt, obwohl der Dollar auch langsam an Wert verliert. Der schleichende Rentnertod, von dem der Wirtschafter Keynes in den 30er Jahren sprach, ist überall eine Realität, besonders bei den gegenwärtig niedrigen Zinsen für Bankdepositen und der minimalen Rentabilität der Staatspapiere der USA und von Deutschland. Dennoch erscheint die Haltung von Dollarnoten für viele in Argentinien wohnhafte Menschen als die beste Alternative. Damit wird auf alle Fälle ein schneller Rentnertod vermieden, wie er bei Pesoguthaben eintritt. 

			Seit Oktober 2011 wurde der Kauf von Dollarnoten zu Sparzwecken verboten. Das stellt für den kleinen Mann ein Problem dar. Denn es wird ihm keine Alternative geboten. Die Zinsen bei Bankdepositen in Pesos liegen stark unter der wirklichen Inflationsrate von etwa 25% jährlich. Angenommen, der Sparer erhält 15% Zinsen, was schon sehr hoch wäre, so verliert er um die zehn Punkte seines Kapitals pro Jahr. Und das wissen heute die meisten Sparer. Als die Inflationsepoche in Argentinien 1945 begann, wusste die Bevölkerung nichts von Inflation, was nach einem halben Jahrhundert Preisstabilität begreiflich war. Erst viel später merkten die Sparer nach und nach, dass sie betrogen wurden, und gingen auf den Kauf von Dollar über. Das ist jetzt zur Gewohnheit geworden, und lässt sich nicht durch Regierungsdiktat aus der Welt schaffen. Die Wirtschaftspolitik muss dieses Verhalten berücksichtigen. 

			Der Dollar als Sparwährung

			Präsidentin Cristina Kirchner erwähnte bei ihrem Vortrag in der Universität Georgetown beiläufig, dass Argentinien das Land mit dem grössten Bestand an Dollarscheinen ausser den USA sei. Sie sprach von u$s 1.300 pro Kopf, also insgesamt über u$s 52 Mrd., was ungefähr stimmen dürfte. Die Zahl wird von der Federal Reserve berechnet, wobei jedoch Argentinien bisher nach Russland an dritter Stelle stand. Ob Argentinien jetzt auf Platz zwei aufgestiegen ist, sei dahingestellt, da es die Präsidentin auch mit diesen Dingen nicht so genau nimmt. CK hat leider jedoch nicht begriffen, was ein so hoher Bestand an Dollarnoten wirtschaftlich und soziologisch bedeutet. Im Gegenteil: sie hat dies als Argument verwendet, um zu beweisen, dass es keine Beschränkungen auf dem Devisenmarkt gibt. Eines hat mit dem anderen jedoch überhaupt nichts zu tun. Ausserdem ist es effektiv so, dass man keine Dollar zu Sparzwecken zum offiziellen Kurs kaufen darf, und Käufe oder Überweisungen für mehrere andere Zwecke durch Beschlüsse der ZB und der AFIP (die CK kennen sollte) stark beschränkt und behindert werden. Die hohe Dollarhaltung bedeutet, dass die Möglichkeit, Dollarnoten frei kaufen und verkaufen zu können, ohne dass dies als Vergehen oder gar als Verbrechen eingestuft wird, für die Bevölkerung wichtig ist und die bestehenden Hindernisse als grosse Störung empfunden werden, was sie auch sind. 

			Ein grosser Teil der Kapitalflucht, die die ZB auf Grund der Zahlungsbilanz berechnet, besteht im Kauf von Dollarnoten. Der Bestand an Dollarnoten in privaten Händen ist auf alle Fälle höher als die ZB-Reserven und als der Bestand von Pesoscheinen, auch wenn man diesen zum offiziellen Kurs umrechnet. Diese Dollars werden gelegentlich direkt für Zahlungen in Argentinien eingesetzt. Die Umlaufsgeschwindigkeit ist dabei, bezogen auf den Dollarbestand im Land, sehr gering. Dennoch muss dies auch bei der monetären Analyse der Wirtschaft berücksichtigt werden. Es erklärt u.a. warum die Wirtschaft auch in Zeiten der Hoch- und Hyperinflation weiter funktionierte, statt zusammenzubrechen, wie in Deutschland im Jahr 1923. Der Dollar ist und bleibt im Lande eine unerlässliche Zweitwährung, mit oder ohne offizielle Anerkennung dieses Zustandes.

			Diese Ersparnisse in Dollar werden der Wirtschaft entzogen, da sie nicht produktiv angelegt werden. In den 90er Jahren wurde den Banken gestattet, Dollardepositen aufzunehmen und entsprechend auch Dollarkredite zu vergeben, wobei auch Girokonten und Dollar zugelassen wurden. Auf diese Weise wurde aus der Kapitalflucht eine interne Bankanlage. Der Dollar wurde faktisch zur Zweitwährung, abgesehen davon, dass der Peso durch das Konvertibilitätsgesetz auch an den Dollar gebunden wurde. 

			Pedro Pou, ZB-Präsident zwischen Mitte 1996 und Ende 1999, spielte damals mit dem Gedanken, ganz auf den Dollar überzugehen und den Peso abzuschaffen, etwa wie es Ecuador getan hatte. Dann wäre die schädliche Abwertungsfurcht verschwunden und die Bevölkerung könnte mit einer stabilen Währung rechnen, die nicht von der Innenpolitik abhängt. Doch politisch war dieses Projekt einfach nicht möglich, wobei es auch rein objektiv Bedenken hervorrief. Es wäre gewiss merkwürdig gewesen, dass Argentinien von der monetären Politik der Federal Reserve abhängt. Indessen ist der Gedanke einer Währung, die nicht von der Politik abhängt, sondern auf technischen Grundlagen fusst, wie es besonders in der EU mit dem Euro der Fall ist, auf alle Fälle anziehend, zumal der argentinische Peso kein Vertrauen geniesst und es auch einer vernünftigen Regierung schwer fallen würde, dieses tiefe Misstrauen zu überwinden. Die Lösung wäre eine gemeinsame Währung des Mercosur. Die normale Entwicklung des Mercosur sollte in diese Richtung gehen; doch Argentinien geht gegenwärtig in die entgegengesetzte Richtung und will der Mercosur nicht ausbauen, sondern beschränken. 

			Alternativen zum Dollarsparen

			Die Regierungsmannschaft und ihre Ökonomen faseln ständig davon, dass es notwendig sei, dass die Sparer vom Dollar auf den Peso übergehen. Dabei weisen sie auf den Erfolg dieser Politik hin, die in steigenden Pesodepositen zum Ausdruck kommt, was jedoch von den Sparern eher als kurzfristige Notlösung betrachtet wird, wobei diese Entwicklung im Grunde wohl mehr mit der starken monetären Expansion zusammenhängt, die gegenwärtig besteht. Den Sparern erscheint das offizielle Gerede von der Notwendigkeit der “Pesifizierung” der Wirtschaft reichlich irreal. Sie wurden durch die Inflation und von verschiedenen Regierungen, besonders der von Duhalde und der Kirchners, ständig betrogen, und das prägt ein Verhalten, dass sich zumindest von dieser Regierung nicht überwinden lässt. Wenn die Regierung dies nicht als Gegebenheit anerkennt, befindet sie sich auf dem Holzweg.

			Einige Sparer suchen den Kauf von Immobilien als Alternative. Dabei muss es sich jedoch um grössere Beträge handeln, wobei diese Form der Geldanlage keine unmittelbare Liquidität aufweist, wie die Haltung von Dollarnoten. Ausserdem ist auch diese Möglichkeit beschränkt worden, da die Verkäufer meistens Dollar fordern, und die Käufer sie nicht haben, oder bestenfalls auf dem Schwarzmarkt 30% teurer kaufen können. Der Übergang der Wohnungsverkäufe auf Pesos ist beschränkt, wobei dann vorsichtshalber ein hoher Preis pro Quadratmeter festgesetzt wird. Bei einem eleganten Neubau wurde unlängst ein Preis von $ 25.000 erwähnt, was zum offiziellen Kurs u$s 5.300 und zum Schwarzkurs um die u$s 4.000 ergibt. Normal sind auch bei teuren Wohnungen bestenfalls u$s 3.000.

			Der Kauf von Aktien und Obligationen an der Börse von Buenos Aires wird allgemein nicht als Alternative angesehen. Bei Aktien haben die Sparer in den letzten Jahrzehnten allgemein eine schlechte Erfahrung gemacht: in Dollar berechnet, haben die meisten Anleger Geld verloren. Denjenigen, die in den 90er Jahren Aktien von privatisierten Betreibern öffentlicher Dienste gekauft haben, ist es besonders schlecht gegangen. Es ist in Argentinien nicht gelungen, einen “normalen” Aktienmarkt zu entwickeln, der für Sparer anziehend wäre. In Argentinien ist der bekannte Spruch des Berliner Bankers Fürstenberg passend: “Der Aktionär ist dumm und frech; dumm, weil er Aktien kauft, und frech weil er dann noch Dividenden haben will.” Eigentlich ist der argentinische Aktionär sogar bescheidener: er will nur den Dollarwert seiner Aktienanlage behalten und dabei auch etwas verdienen, etwa wie bei einer Anlage auf einem Sparkonto in den USA. Bei Staatspapieren spielt das tiefe Misstrauen in den Staat eine Rolle; 2002 wurden Inhaber dieser Papiere durch den Default stark geschädigt, und diejenigen, die Pesopapiere mit CER-Berichtigung haben, werden weiter laufend betrogen.

			Der bestehende Zustand ist für den kleinen Mann besonders irritierend, zumal ihm auch der Zugang zum Schwarzmarkt schwer fällt und er fürchtet, dabei falsche Dollarnoten zu erhalten. Für Personen und Unternehmen, die bei grösseren Dollargeschäften tätig sind, ist der Fall einfacher, da es sich hier um Überweisungen über Kauf und gleichzeitigen Verkauf von Staatsbonds in Dollar handelt, die in Buenos Aires und New York gehandelt werden. Bei Dollarkäufen über diesen Weg ist auch der Kurs günstiger als beim lokalen Kauf von Banknoten, und es besteht kein Problem mit gefälschen Dollarnoten. Der Mittelstand, besonders der untere, wird auch hier benachteiligt.

			Notwendige Massnahmen

			Der Schwarzmarkt müsste legalisiert werden, d.h. es müsste einen offiziellen Markt für Aussenhandelsgeschäfte und bestimmte andere Transaktionen geben, und einen Finanzmarkt für den Rest. Das hat es schon oft in Argentinien gegeben. Wenn sich dann die Lage normalisiert, müsste der Kurs wieder vereinheitlicht werden. Schliesslich sollte Argentinien unter den gegenwärtigen Umständen kein Zahlungsbilanzproblem haben, sondern viel eher unter der “holländischen Krankheit “ leiden, die in einem strukturellen Überschuss der Leistungsbilanz besteht, zu dem eventuell noch ein Überschuss der Kapitalbilanz hinzukäme, da Argentinien normalerweise ein Kapitalimportland sein sollte, und nicht eines, das Kapital exportiert. Die Krise wurde direkt von dieser Regierung verursacht. Allein, ein gespaltener Markt, mit einem viel höheren Finanzkurs, schürt die Erwartung einer starken Abwertung auf dem offiziellen Markt und hätte auch eine gewisse inflationäre Wirkung, eventuell mehr als ein hoher Schwarzkurs.

			Zum zweiten sollte versucht werden, die lokalen Dollardepositen auszuweiten. Das ist nicht einfach, da die Erinnerung an die Zwangsumwandlung dieser Depositen in Pesos (genannt “Pesifizierung”), zum Kurs von $ 1,40 je Dollar, plus die Einfrierung auf mehrere Jahre, die Anfang 2002 unter Präsident Duhalde vorgenommen wurde, den Sparern in Erinnerung bleibt. Das war ein gigantischer Fehler, da dadurch ein System, das die Erhaltung der Dollarersparnisse bei Banken förderte, mit einem Schlag zerstört wurde. Dollardepositen hätten als solche beibehalten werden sollen, und Dollarkredite (die eins zu eins in Pesos umgewandelt wurden) auch, eventuell mit Streckung der Zahlungsfristen. So hat es Mexico 2001 bei einer Abwertung von eins zu drei gemacht. Das Riesengeschenk an Schuldner von Dollarkrediten, meistens mittlere und grosse Unternehmen und reiche Landwirte, hatte überhaupt keine wirtschaftliche Rechtfertigung, noch weniger eine ethische. Es war eine phänomenale Vermögensumverteilung von kleinen Sparern auf wohlhabende Gruppen. Und dies bei einer peronistischen Regierung! Das Schlimme dabei ist, dass der Schaden weiter andauert.

			Doch etwas könnte man auf alle Fälle erreichen, indem den Banken gestattet würde, Dollakredite nicht nur für Geschäfte zu vergeben, die direkt mit dem Aussenhandel verbunden sind, sondern auch für Finanzierung lokal erzeugter Kapitalgüter, für langfristige Hypotheken u.a. Geschäfte, die einen eventuellen Abwertungssprung, wie der von 2002, vertragen. Dann könnten die Banken auch höhere Zinsen auf diese Depositen zahlen und mehr Dollar anziehen. In den letzten Monaten sind diese Depositen auf etwa die Hälfte geschrumpft, was negativ für die Wirtschaft ist. Dollar im Kassenschrank (“safe”) oder im Versteck der Wohnung werden der Wirtschaft entzogen, während bei Banken deponierte Dollar zu Krediten führen und die Wirtschaft anregen. Ausserdem werden die Pflichtreserven auf diese Depositen bei der ZB hinterlegt und zu den Reserven addiert, was das Vertrauen in die argentinische Zahlungsfähigkeit stärkt. Bei Dollardepositen und –krediten handelt es sich im Grunde nur darum, dass das Abwertungsrisiko vom Sparer auf den Kreditnehmer übergeht.

			Solange die Regierung das ganze Sparerproblem nicht begreift, und ihren eigenen Stuss glaubt, wie es Mythomanen tun, ist keine Lösung möglich. Und das wird sich zunehmend schädlich für die Wirtschaft auswirken, das Wachstum bremsen und auch zur zunehmenden Missstimmung der Bevölkerung beitragen, die nicht versteht, warum man sie nicht in Dollar sparen lässt und sie dem Inflationsverlust aussetzt. Dass CK die Bevölkerung, besonders den Mittelstand, für dumm hält, indem sie die Inflation, die bei etwa 25% jährlich liegt, auf 10% jährlich herabsetzt, wie es das INDEC berechnet, und meint, jetzt könne man (ohne Schaden) in Pesos sparen, zu Zinsen, die diese Inflation ausgleichen, kommt besonders schlecht an. Die Menschen mögen es auch in Argentinien nicht, dass man sie hochnimmt. Und noch weniger, dass man sie einmal mehr betrügen will.

			

			

		

	